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Polen und die Tſchechoſlowakei. 


Wenn zwiſchen den Polen und Cſchechen eine Spannung beſteht, die 
bald ſchroffer hervortritt, bald durch taktiſche Erwägungen zugedeckt 
wird, Jo hat das ſeine tieferen Gründe. Der Grenzjtreit, der im 
Jahre 1920 beinahe zu einer militäriſchen Auseinanderſetzung zwiſchen 
den „lawiſchen Brüdern“ geführt hätte, und die Minderheiten 
frage, die jowohl im Tejchener Schlefien wie in Karpathenrußland 
mancherlei Konfliktsſtoffe birgt, ſind nur als äußere Erſcheinungen eines 
tiefer liegenden Gegenfatzes zu werten. Dieſer Gegenjat iſt in dem 
gefchichtlichen Werdegang der beiden Nationen ebenſo begründet wie 
in der gegenwärtigen Stellung, die ihre Staaten im Kräfteſpiel der 
europäiſchen Mächte einnehmen. Polen hat als Staat wie als Volk 
eine Geſchichte gehabt. Es ift ſchon vor Jahrhunderten einmal 
eine Großmacht geweſen, deren Herrſcher es unternehmen konnten, nach 
der politiſchen Führung in den Rieſenweiten des oſteuropäiſchen Raumes 
zu ſtreben. Es hat ſich, Jo kläglich auch der Staat im Seitalter des 
Abfolutismus zugrunde ging, einen Staatsgedanken geſchaffen, 
der ſtark und lebendig genug war, um im Bowußtſein des Volkes die 
Seiten der Staatenloſigkeit zu überdauern. Der Staatsgedanke des 
tfchechiſchen Volkes aber geht auf eine — Urkunde zurück, die ſich 
als Fälſchung berausgeftellt hat. Das geſchichtliche Denken des 
tſchechiſchen Volkes klammert ſich an nichts anderes als an einen Rechts- 
begriff ohne Inhalt und an die Geſtalt eines Mannes, deſſen Bekenner⸗ 
mut überdunkelt wurde von einem blindwütenden Haß. Solche Unter⸗ 
ſchiede in den Grundlagen des hiſtoriſchen Denkens prägen ſich als 
geſtaltende oder niederreikende Kräfte tiefer in die Volksſeele ein, als 
es die Geſchichtswiſſenſchaft eines beendeten Seitalters einzujehen 
vermochte. 2 

Polen ift ein Staat und ein Volk, das in ſeinen Sielen 
ausgreifender, vieljeitiger und jelbjtändiger fein 
kann als der tſchechiſche Staat und das tſchechiſche Volk, die beide auf 
der Fiktion von der natürlichen Einheit mit dem Slowakentum auf- 
gebaut find. Erinnert man ſich an die Geſchichte der Staat- 
werdung beider Nationen während des letzten und in den beiden 
erſten Jahrzehnten dieſes Jahrhunderts, Jo wird man manche verwandte 
Süge in der Ideologie der um die Eigenjtaatlichkeit kämpfenden Gruppen 
feftjtellen können. In beiden Völkern iſt das weſtlich⸗demo⸗ 
kratiſche Denken in eine feſte, ſtarre und immer konfequent 
deutſchfeindliche Form geprägt worden. In beiden Völkern haben ſich 
die Verfechter diefer Doktrin in der klavifchen Ausrichtung ihres 
politiſchen Denkens nach dem Sdeengehalt der franzöſiſchen Revolution 
vollkommen geglichen. Aber dieſe Gleſchheit der politiſchen Denkart 
bat keine politiſche Hemeinſchaft im Handeln hervor⸗ 
rufen können; und überdies iſt die weſtlich-demokratiſche Denkart 
hier und dort in fehr verſchiedener Stärke durchgebildet und fortgeführt 
worden. Bei den Tfchechen hat Jie durch die „Vemokratie“ 
Th. S. Mafaryks ihre „philoſophiſche Weihe“ erhalten. Bei den 
Polen it fie in der Hauptſache eine taktiſche Hewohnheit 
geblieben, die ſich in ihren Anhängern allerdings jo nachhaltig feſtgeſetzt 
bat, daß dieſe nicht mehr von ihr loskommen können. 

Der weſentliche Anterſchied zwiſchen dem poli- 
tiſchen Denken der Polen und dem der Tſchechen 
aber liegt darin, daß neben dieſer weſtleriſchen 
eine andere Sntwicklungslinie einherging, die bei 
den Cſchechen allmählich im Sande verlief, ſich bei den Polen 
aber als ſtaatsſchaffende und ⸗erhaltende Kraft durchgeſetzt hat. Der 
weſllichen trat bei beiden Völkern eine „öſt lich Orientie- 
rung“ entgegen. Bei den Tschechen war dieſe Oftorientierung durch 
die Aufnahme allflawiſcher Sdeen charakterisiert. Prag iſt ſeit 
der Mitte des vorigen Jahrhunderts neben Moskau das Hauptzentrum 


des romantiſchen und des Kkämpferiſchen Panflamismus geweſen. Bei 
den Polen haben die allllawiſchen deen niemals in demſelben Aus- 
maße Fuß, faſſen können. Bei ihnen hat die Tradition des jahrhunderte⸗ 
langen Kampfes um die „hiltorifchen - Oſtmarken“ des altpolniſchen 
Reiches die flawiſche Verbrüderungsidee daran gehindert, ein politisch 
beſtimmender Saktor zu werden. Und ſelbſt die Kreiſe in Polen, die 
mit diefer Idee Jumpathiſierten, haben das kaum jemals aus innerſter 
Überzeugung, als vielmehr deshalb getan, weil fie darin eine taktiſche 
Notwendigkeit glaubten ſehen zu müſſen. Es iſt bezeichnend, daß die 
tſchechiſchen Panflamiften als Vertreter der „östlichen Orientierung“ 
gegen die patentierten Verfechter der weltlichen Demokratie, alſo die 
Kreiſe um Beneſch und Mojaryk, ſtanden, während die panflawiſtiſchen 
Ideen in Polen gerade in den tupiſch weſtlich-demokratiſchen Kreiſen 
um Dmomfki ihre Befürworter fanden. Bei den CIheben war 
der allflawiſche Gedanke der weſentliche Inhalt 
der „Oſtorientierung“, bei den Polen iſt er nur eine 
Variation im Programm der weſtlich orientierten 
Politiker geweſen. Als mit dem Untergang des Sarenreiches 
der Panſlawismus ſeine Grundlage verlor, ſchied für den tſchechiſchen 
taat auch die Möglichkeit einer „Oftorientierung“ aus. Auf polniſcher 
Seite aber, wo der Panſlawismus nur das Beiwerk nationaldemokra- 
tiſcher Caktiker war, wurde die „Oſtorientierung“ gerade durch den 
Suſammenbruch des alten Rußlands zum Siege geführt. 


In, Prag mußte Kramarſch, ein Hegner der Maſarukſchen „Demo- 
kratie“, in den Hintergrund treten. Auf polniſcher Seite aber konnte 
zur ſelben Seit Piljudfki, ebenfalls als Gegner der meftlichen Orientie- 
rung, jeinen politiſchen Vormarſch beginnen. Für die Verwirk⸗ 
lichung von Gedanken und Abfichten, wie Pilfudfki 
jie in Polen verfolgt, ift in der Eſchechei weder die 
praktiſche Möglichkeit noch die pſychologiſche Vor⸗ 
ausſetzung gegeben. Die Cſchechen ſind als ausgeſprochene 
weſtliche Demokraten zum Staatspolk geworden. Bei den Polen hat 
ſich dieſe Orientierung, wenn man ſie auch aus der Geſchichte der 
polniſchen 1 nicht wegdenken und wegdiskutieren kann, 
lediglich als eine ideologiſche und taktiſche Hilfsſtellung erwieſen, 
während die eigentliche Wucht ſtaatsbildenden Wollens bei den Kreiſen 
lag, die ſchon in der Seit des Kampfes um die äußere Freiheit in einem 
unverjöhnlichen Gegenſatz zu eben dieſer fremden, weſtleriſchen Ein⸗ 
ſtellung ſtanden. Es iſt kein Zufall, daß Beneſch, einer der Männer 
weſtlich⸗demokratiſcher Herkunft, denen der tſchechiſche Staat ſein Dafein 
verdankt, noch heute in Prag das Außenminiſterium leitet und als der 
einzige mögliche Nachfolger Maſaruks, „des Schöpfers der tſchechiſchen 
Demokratie“, gilt, während Dmomfki, der führende Geift der 
polniſchen Nationaldemokraten, in der kurzen Seit, die er das Warſchauer 
Außenamt zu führen verfuchte, in recht unrühmlicher Weiſe verſagt hat. 
Die Geiſtesrichtung, die Dmomjki in Polen verkörpert, hat als Trägerin 
einer polniſchen Außenpolitik im mefentlichen Schiffbruch erlitten, und 
ſie iſt auch in der Innenpolitik Polens in eine zur Seit wohl noch 
ſtarke, auf die Dauer aber wohl kaum haltbare Defenſivſtellung zurück ⸗ 
gedrängt worden. In der Cſchechei iſt dieſe Geiſteshaltung noch heute 
in unverminderter Stärke ſowohl innen- wie außenpolitiſch die maß- 
gebende und — nach tſchechiſcher Auffallunga — auch die allein mögliche 
Form. Mafaryk und Pilfudjki find Männer. die 
kaum eine innere Beziehung zueinander befißen, 
und Beneſch und Bech ſtehen nicht nur als Leiter der 
Außenpolitik ihrer Staaten, fondern auch als 
Träger politiſcher Weltanschauungen in einem 
weſentlichen Segenſatz zueinander. 


Wirft man einen Blick auf die Sprachen- und Bölker- 
karte Curopas, dann wird man verſtehen, woher dieſer Gegenſatz 
kommt und wie er ſich auswirken muß. Beide Staaten verdanken wohl 
dem Verſailler Seiſt die Geſtalt, in der ſie heute beſtehen, und beide 
Völker haben nach Möglichkeit auf Koſten des deutſchen Volles Nutzen 
aus der e der europäiſchen Atmoſphäre durch die Verſqailler 
Denkart gezogen. Aber Polen hat die Möglichkeit, noch andere Wege 
zu gehen, als die, die ihm Frankreich diktiert. Die Cſchechei jedoch iſt 
auf Gedeih und Verderb mit dem Syjtem, das in den Pariſer Vororten 
aufgerichtet wurde, verbunden. Polen iſt heute ſoweit, daß es eine 
eigene Politik machen kann, und es hat in dem Kreis um 1 die 
geiſtigen Vorausſetzungen dazu, eine bald Politik zu betreiben. Die 
Eſchechei ift weder das eine, noch hat fie das andere. Der Staat 
Pilſudſkis kann es ſich leiſten, nachdem er feine Beziehungen zu Deutſch⸗ 
land „normaliſiert“ hat, eine politiſche Aktivität im Baltikum oder im 
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Donauraum auf eigene Fauft zu entfalten. Der Staat Mofaryks leitet, 
obwohl feine Beziehungen zu Deutſchland immer „normal“ geweſen 
ſind, die Kraft ſeiner Sauſt von der Stärke des franzöſiſchen Beiſtandes 
ab. Das Polen des Marſchalls iſt eine Macht, die 
von ſich weiß, daß ſie auch neben einem ftarken 
Deutſchland zu befteben vermag. Die Cſchechei des 
Philoſophieprofefſors iſt eine Demokratie, die 
auf der Illuſion von der Ewigkeit der deutſchen 
Schwäche aufgebaut iſt. In Polen leben 20 Millionen Menſchen 
polniſchen Stammes, die es kaum nötig haben, die zerſprengende Kraft 
der 12 Millionen Nichtpolen zu fürchten. In der Cſchechel find unter 
den die Mehrheit bildenden Fremdvölkern die Deutſchen trotz ihrer 
Rechtlofigkeit das wirtschaftliche und kulturelle Nückgrat des Staates. 
Polen hat eine Zukunft. Bei der Cſchechei ift das 
durchaus noch nicht licher. Dr. Kredel. 


Bemerkungen zur polniſchen Verfaſſungsgeſchichte. 


Seit Juli d. J. erſcheint die ehemalige „Seitſchrift für Oftrecht“ 
unter neuer Redaktion und mit neuen Mitarbeitern als „Seitichrift 
für oſteuropäiſches Necht“. Von den großen mwilfenchaft- 
lichen Seitſchriften, die ſich mit Oſtfragen befaſſen, hat es bei dieſer 
am längften gedauert, bis fie ſich den neuen politiſchen Verhältniſfen 
angepaßt hatte. Zu den Neuerungen, die in dieſen Jeitſchriften als 
Folge der deutſch-polniſchen Annäherung eingeführt worden find, gehört 
es auch, daß darin polniſche Wiſſenſchaftler zu Wort kommen. So 
lind in der Geitſchrift „Osteuropa“ Prof. Sielinfki und Prof. Li- 
pinfki als Mitarbeiter vertreten. Es iſt zu begrüßen, wenn polniſche 
Gelehrte Gelegenheit haben, ihre wiſſenſchaftlichen Erkenntniſſe und 
Anſichten einem deutſchen Leſerkreiſe zu unterbreiten: und es iſt 
zu wünſchen, daß bierbei der wiſſenſchaftliche Rahmen nicht zugunften 
der politiſchen Propaganda geſprengt wird. 

In der „geitfehrift für oſteuropälſches Recht“ (Heft 1) iſt eine 
Arbeit von Prof. Sugmunt Cubichowſki- Warſchau erſchienen. 
der die Entwicklung der polniſchen Verfafſung behandelt. Es ilt 
intereſſant, in dieſem Artikel den Weg des modernen verfaſſungs⸗ 
rechtlichen Denkens der Polen zu verfolgen: Die Verfaſſung vom 
3. Mai 1791, die Staatsgrundgeſetze der polniſchen Republik, nämlich 
die Verordnung vom 22. November 1918, die proviſoriſche N 
Kleine Verfaſſung vom 20. Februar 1919, die Verfaſſung vom 17. März 
1921, die Verfaſſungsnovellen des Pilſudſki-Negimes und Schließlich die 
am 26. Januar 1934 angenommenen Verfaſſungstheſen. Der deutſche 
Leſer wird freilich erſtaunt fein, in einem Auffatz wie dem vor- 
liegenden eine Neihe beliebter Thefen der polniſchen politiſchen Pro- 
paganda — wenn 3. C. auch nur nebenbei angedeutet — wiederzufinden. 

Schon die erſte Seile macht ſtutzig. Der Aufſatz beginnt mit 
den Worten: „Der polniſche Nationalſtaat . * Ein 
wenig Sefchichtskenntnis und ein Blick in die Tabellen der polnifchen 
Volkszählungen genügen, um zu erkennen, daß der „Nationalftaat Polen“ 
das politiſche Traumbild_ mancher Kreiſe, aber weder eine hiſtoriſche 
noch eine gegenwärtige Tatfache iſt. Es ift nicht au eine Abhandlung 
mit einer Unwahrheit zu beginnen. Das kann den Lefer nur miß- 


trauiſch machen. 
Weiter: Cubichowſki feiert die Berfalfuna vom 
3. Mai 1791 in pathetiſchen Worten als „die erſte ge- 


Ichriebene Verfafſung in Europa“, die „nicht nur ein 


Heſetzbuch über die Verfaſſung des Staates und die Nechtsſtellung 


Jeinerv Angehörigen war, fondern auch ein auf tieffter fitt- 
icher Srundlage aufgebautes Regierungs- 
programm, ein politiſcher Katechismus feiner Beamten und 
Bürger, ein Leitfaden des Berfaſſungs- und Berwaltungsrechtes. der 
ſtaatlichen und bürgerlichen Ethik, der politiſchen und ſittlichen Weis- 
beit“. Wir glauben nun nicht, daß es zu den weſentlichen Vorzügen 
einer Verfaſſung gehört, daß fie geſchrieben iſt. Wichtiger iſt 
os doch wohl, daß beſtimmte anerkennenswerte Grundſätze (die man 
ja zweckmäßigerweiſe auch in mehr oder weniger feierlicher Form 
schriftlich feſtlegen kann) das Handeln der Maſſen und die Struktur 
eines Staatsweſens beſtimmen. Es hat jedenfalls gut regierte 
Staaten ohne Verfaſſungsurkunde gegeben (man denke an England). 
Aber es laſſen ſich weit mehr schlecht regierte Staaten mit einer 
ſolchen Urkunde nennen. Was nun die Verfaffung von 1791 anlangt, 
ſo iſt es in Polen zwar üblich, die Höhe der darin niedergelegten 
Grundſätze und die Tiefe ihrer ſittlichen „Weisheiten“ zu rühmen. 
Aber man ſollte dabei doch nicht überſehen, daß dieſe Ver⸗ 
faſſung niemals Gelegenheit gehabt hat, in der 
Praxis des politiſchen Lebens ihren Bewährungs- 
nachweis zu erbringen. Wenn man — auf Grund zeit- 
genöffifcher Quellen — den jahrelangen unſchönen Zank und den ſelbſt⸗ 
ſüchtig⸗ſtändiſchen Intereſſenſtreit um jeden einzelnen Satz der Mai- 
Verfaſſung bedenkt, dann kann man ſchwer glauben, daß die in ihr 
ausgeſprochenen Ideale Jo leicht und jo bald den Weg vom Papier 
in die Politik gefunden hätten. Vielmehr hat es gerade die Tatfache, 
daß Polen kurz, nachdem „es ſich feine Verfaffung gegeben“ hatte, 
als Staat von der europäiſchen Landkarte verſchwand, erſt ermöglicht, 
daß ſich in der polniſchen öffentlichkeit ein förmlicher Kult mit dieſer 
als Geſetz niemals lebendig gewordenen Urkunde zu entwickeln 
vermochte. 

An anderer Stelle ſpricht Eybichomfki über die Wieder- 
aufrichtung des polniſchen Staates während des Krieges 


und in der Seit des deutſchen Suſammenbruchs. Er jagt da u. a:: 
„Weder der Negentſchaftsrat, noch der Staatsrat (die 
beide als proviſoriſche Einrichtungen von den Mittelmächten gefchaffen 
worden waren) übten böchjte Staatsgewalt aus; beide waren ab- 
hängige Organe auf dem Gebiet, das die Sentralmächte nach 
der Verdrängung der Nuſſen beſetzt hatten .. Der Negentſchafts⸗ 
rat löſte ſich auf, und Joſeph Pilfudfki begann ſeine Tätigkeit, als 
Haupt eines Staates, der dank der Verdrängung der Beſatzungsmächte 
ſeine Unabhängigkeit wiedererlangt hatte und demgemäß nach eigenem 
Willen ſich einrichten konnte. Die Überweiſung der Staatsgewalt an 
Pilfudfki hatte nur politiſche, nicht aber rechtliche Bedeutung, 
da der Negentſchaftsrat als Inhaber delegierter 
Gewalt rechtlich nicht befugt war, Jeine Kompe- 
tenzen weiter zu überweiſen ... Die Staatsgewalt Pil 
Pilſudſkis hatte ihre Quelle in dem Willen der polniſchen Nation, die 
ihn als Staatschef anerkannte. Die Unabhängigkeit Polens 
war nicht ein Werk der ſiegreichen Großmächte, 
fondern eine Schöpfung der polniſchen Nation, die 
nach eigenem Willen ſich ſtaatlich organiſierte ... Die verbündeten 
Mächte konnten durch ihren ſiegreichen Kampf höchſtens die Vor⸗ 
aussetzung für die Wiedergeburt Polens ſchaffen und feine Unabhängig- 
keit anerkennen, nicht aber ins Leben rufen, da die dem Staate zu- 
ſtehende höchſte Gewalt nicht delegiert fein kann; delegierte Gewalt 
kann nicht höchſte Gewalt fein.“ 

Hier werden offenſichtlich politiſche und juriſtiſche Momente durch- 
einandergemengt. Es wird der Verſuch gemacht, politiſche Tatfachen 
über einen juriftifchen Leiſten zu ſchlagen und zu entwerten. Es ſcheint 
bier eine gewiſſe mißverſtandene nationale Empfindlichkeit mitzuspielen, 
wenn Cubichowſki fich jo ſehr gegen die Annahme wehrt, daß Pil- 
ſudſki formell die Staatsgewalt von einer Inftitution in Empfang ge⸗ 
nommen hat, die ihr Daſein der deutſchen Initiative verdankt. Das 
Verdienſt des Marfchalls um Polen wird durch juriſtiſche Konstruktionen 
weder kleiner noch größer. Wohl aber kann durch fie die Bedeu- 
tung der von Deutſchland mitten im Kriege getroffe⸗ 
nen ſtaatsorganiſatoriſchen Maßnahmen herab- 
geſetzt werden. Cubichowſbi möchte den Eindruck erwecken, als 
leien die ſtaatsrechtlichen Vorgänge, die mit der Proklamation der 
verbündeten Monarchen vom 5. November 1916 begannen und mit 
der Abdankung des Negentſchaftsrates endeten, verfaſſungsgeſchichtlich 
ohne Belang. Und er lenkt, um dieſen Eindruck hervorzurufen, die 
Aufmerkfamkeit ausſchließlich auf die juriſtiſche Streitfrage der dele- 
gierten Gewalt. N 

Wir find in Deutfchland nicht fo naiv, uns auf die Proklamation 
vom 5. November 1916 allzuviel einzubilden. Wir haben die Folgen. 
die erwartet wurden, aber nicht eintraten, und die anderen Solgen, die 
eintraten ohne erwartet zu werden kennen gelernt. Wir glauben auch 
nicht, daß im Leben der Völker die politiſche Handlung des einen ein 
Recht darauf gibt, von dem anderen Dankbarkeit zu verlangen. Wir 
ſind aber der Meinung, und es gibt Männer in Polen, die auch diefer 
Auffaſſung find, daß die Gräber von mehreren hunderttaufend deutschen 
Soldaten in polniſcher Erde eine gewiſſe Verpflichtung hinſichtlich 
der Behandlung der deutſch⸗polniſchen Beziehungen in der unolückſeligen 
Seit des Krieges und des Überganges bedeuten. Die deutſchen Soldaten 
ſind nicht gefallen, um Polen 21 befreien und einen polniſchen Staat zu 
errichten. Das konnte kein Mensch von ihnen verlangen. Aber auf 
ihrem Tode beruht nichtsdeſtoweniger die polniſche Freiheit und der, 
polniſche Staat. An diefer Tatſache gemeſſen, muß es höchſt nebenfächlich 
erſcheinen, ob die dem Staate zustehende höchſte Gewalt delegiert Jein 
kann oder nicht. 

Von der erften Berfaffung, d. h. der Verordnung vom 
22. November 1918, durch die Pilfudfki „als 1 Staatshaupt 
die höchſte repräfentative Gewalt der polniſchen Republik“ übernahm, 
Jagt Cubichowſki daß man, „geſtützt auf die Terminologie des 
Faſchismus und des Nationalſozialismus“, von ihr feſtſtellen 
könne, daß fie „auf dem Führerprinzip aufgebaut“ 
war. Das trifft nicht zu. Tatfache iſt nur, daß Pilfudfki der Führer 
war, aber er war es aus politiſcher Notwendigkeit, nicht 
aus Prinzip. Es hat damals, wie aus der Verordnung ſelber hervor- 
geht, nicht in ſeiner Abſicht gelegen, die Verfaſſung des polniſchen 
Staates auf dem Führerprinzip aufzubauen. Er wollte „die höchſte 
repräſentative Gewalt“ nur bis zum Suſammentritt des geſetzgebenden 
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Landtages ausüben. Und auch die ganze mühſelige Arbeit an der Vor⸗ 
faffungsrefor m, die die polniſchen Regierungen ſeit dem Mai- 
umſtur; von 1926 betreiben, läßt zwar die Abſicht einer Beſchränkung 
der parlamentariſchen Parteimißbräuche, nicht aber die Abſicht erkennen, 
eine straff nach dem Sührerprinzip ausgerichtete Verfaſſung zu ſchaffen. 
Der Marfchall will parlamentariſch regieren; deshalb will er das Volk 
erſt zu einem gefunden und von den Beſten der Nation getragenen 
Parlamentarismus erziehen. Er ift auf der Suche nach einer neuen Sorm 
demokratiſcher Ordnung. Daß dieſe Sorm noch nicht gefunden iſt, zeigen 
die Verfaffungstheſen, die zwar am 26. Januar d. J. durch ein ge⸗ 
lungenes Überrumpelungsmanöver der Regierungspartei im Sejm zur 
Annahme gelangten, bisher aber wegen verjchiedener Einwände des 
Marſchalls noch nicht dem Senat zur Beſtätigung vorgelegt 
worden ſind. 
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Eybichomjki hat vielleicht recht, wenn er in ſeinem Aufſatz auf 
die ideelle Verwandtſchaft der neuen Verfaſſungstheſen mit der Ver- 
faſſung von 1791 hinweiſt. „Der Grundton der neuen Vorſchriften“, 
ſchreibt er hierüber, „erinnert an die in Polen jo gefeierte Verfaſſung 
von 1791. Der Entwurf will nicht nur eine rechtliche Kodifikation ſem, 
jondern auch ein moraliſches und politiſches Geſetzbuch, getreu der 
Gedankenrichtung, die die Abtrennung des Nechtes von der Sittlich- 
keit verwirft.“ Wenn das Jo ilt, dann kann man — im Intereſſe 
Polens — nur hoffen, daß die Verfaſſungsangelegenheit nicht wieder 
jo kläglich wie am Ausgange des 18. Jahrhunderts verläuft und 
daß die Verfaſſung, an deren Entwurf nun ſchon ſeit acht Jahren 
gearbeitet wird, nicht wieder — wie damals — ein Dokument bleibt, 
das lediglich dazu taugt, kommenden Geſchlechtern als Anregung zu 
einer patbetiſchen Propaganda zu dienen. AI. 


unhaltbare Zuſtände im Memelgebiet. 


Der Beginn des Prozeſles gegen eine große Anzahl von 
Mitgliedern der beiden aufgelöſten memellandiſchen Parteien iſt end- 
gültig auf den 14. Dezember feſtgeſetzt worden. Der Prozeß wird 
mit der Verleſung der 528 Druckfelien umfaſſenden Anklageſchrift und 
der Seſtſtelung der Perſonalien der 126 Angeklagten beginnen. Dann 
werden die Beweisaufnahme und die eigentliche Verhandlung bis 
Mitte Januar vertagt. Litauen wartet alſo den Ausgang der 
Saarabſtimmung ab, in der Hoffnung, dann im Trüben fiſchen zu 
können. Auf Hrund der Anklageſchrift werden 296 Belaſtungszeugen 
geladen. Auf Verlangen der Angeklagten werden weitere 142 Zeugen 
an dem Prozeß teilnehmen. Zujammen mit den Sachverſtändigen und 
Dolmetſchern werden insgeſamt etwa 650 Perſonen an dem 
Prozeß beteiligt jein. Die Verhandlung findet im Jujtiz- 
minifterium in Kauen vor dem Kriegsgericht ſtatt. Für den Prozeß hatte 
der Hauptangeklagte Dr. Neumann u. a. auch den Stellvertreter des 
Sührers, Auoolf Heß, Neichsminiſter Dr. Hoebbels, den Ober- 
prähdenten Erich Koch und Prof. Oberländer als Entlaſtungs⸗ 
zeugen benannt, die über das Nichtbeſtehen von Verbindungen zwiſchen 
der NSDAP. und den aufgelöften deutſchen Parteien des Memel⸗ 
gebietes aussagen ſollten. Vas litauiſche Kriegsgericht hat die Ver⸗ 
nehmung diejer und auch noch einer gamen Reihe anderer Entlastungs- 
zeugen abgelehnt, — „weil ſie doch nur zugunſten der Angeklagten 
ausjagen würden“. 1 

Aus litauiſchen Kreiſen des Memelgebiets verlautet, daß der 
Gouverneur die Abſicht habe, in nächſter Seit denmemelländiſchen 
Landtag einzuberufen. Auf Anordnung des Gouverneurs 
werden auch die litauiſchen Abgeordneten diesmal an der Sitzung 
teilnehmen. Man will das Manöver, das man mit der Künſtlich herbei 
geführten Beſchlußunfähigkeit des Landtages ſchon zweimal gemacht hat, 
anſcheinend nicht wiederholen. Dem unmöglichen Keisgys Joll jetzt 
auch, wie es heißt, von ſeinen eigenen Leuten das Mih- 
trauen ausgefprochen werden. Das foll zwar nicht geſchehen, 
um einen Mann des Vertrauens der Bevölkerung zum Praſidenten 
zu ernennen, ſondern um einen noch fanatiſcheren Litauer 
auf diejen Poſten zu bringen. Es Jind bereits verſchiedene 
Namen genannt worden, und zwar der Name eines litauiſchen Uberjten 
und der des Schützenführers. Danach ſieht es ſo aus, als ob man die 
Abficht hat, im Lllemelgebiet eine vollkommene Militär- 
diktatur zu errichten. 5 e . . 

Durch die bisherige „Negierungstätigkeit“ des illegalen Direk- 
toriums Neisgus ſind auch die litauiſchen Kreiſeim Memel 
gebiet ſehr enttäuſcht worden. Sie ſind deshalb noch mehr als die 
ellemeldeutſchen in Oppojition gegen das jetzige Direk- 
torium übergegangen und erklären, daß das Direktorium bisher 
nichts geleistet, dagegen das Memelgebiet ins 
Unglück geſtürft habe. Das Direktorium Neisgus habe nur ver- 
ſtanden, Beamte zu entlaſſen bzw. zahlreiche Lehrerverſetzungen vor- 
zunehmen, was rund 100 000 Lit koſtete. Von ſeinen Verſprechungen 
aber ift nicht eine erfüllt worden. 

* 

Die Denkſchrift, die der bekannte engliſche Rechtsanwalt Sir 
Alexander Lawrence vor einiger Seit der Öffentlichkeit übergeben 
und in der er die Litauer des fortgeſetzten Nechtsbruchs im Alemel⸗ 
gebiet angeklagt hat, iſt den Herren in Kauen beſonders peinlich 
geweſen. Die Juchen die Wirkung diefer Denkjchrift dadurch abzu- 
ſchwächen, daß ſie über ihren Verfaſſer allerlei Lügen 
verbreiten. So behaupten ſie u. a., daß Lawrence gar kein echter 
Engländer ſei, Jondern aus dem Memelland ſtamme und lediglich die 
engliſche Staatsangehörigkeit beſitze, im übrigen aber in Königsberg 
wohne. Daran iſt natürlich kein wahres Wort. Lawrence ijt 
ein echterer Engländer als mancher, der heute in Litauen eine große 
Volle ſpielt, ein Litauer iſt. Er entſtammt einer alten und angeſehenen 
engliſchen Familie. Er wurde 1874 in London geboren. Sein Onkel, 
Lord Lawrence, war Vizekönig von Imdien. Dein Großvater, Sir 
Henry Lawrence, fand 1857 auf dem Schlachtfelde den Cod. Einer 
feiner Vettern, Sir Herbert Lawrence, war 1918 Stabschef der 
britiſchen Armee an der Weſtfront. Lawrence ſelbſt, der nicht nur 
Nochtsanwalt, Jondern auch Nichter der Grafſchaft Sommerſet iſt, war 
während des Krieges und in der erſten Nachkriegszeit englischer 
Staatsanwalt und Vertreter des britiſchen Schatzamtes beim Ge- 


mifchten deutſch-engliſchen Schiedsgericht. Vor einiger Seit wurde er 
in Anerkennung ſeiner juriſtiſchen Fähigkeiten, die von litauifcher Seite 
bezweifelt werden, zum Chrenmitglied der amerikaniſchen Anwaltſchaft 
ernannt. Die „findigen Köpfe“ in Kauen ſcheinen auf den aus⸗ 
gefallenen Gedanken, das Angelſachſentum des ihnen unbequemen 
Mannes in Sweifel zu ziehen, durch die Catſache gekommen zu ſein, 
daß es auch im Memelgebiet Familien gibt, die Lorenz oder auch 


Lawrenz heißen. — Lawrence wird als Beobachter am Prozeß gegen 
die deutſchen Memelländer teilnehmen. 
2 * 


Die Schulreform des illegalen Direktoriums Neisgys ſieht u. a. vor, 
dak die Schulleiter bis zum 1. November feſtſtellen müſſen, wieviel 
Schulkinder mit ihren Eltern zu Hauſe litauiſch ſprechen. Auf Grund 
dieſer Erhebungen ſoll dann durch die Schulräte und das Direktorium 
die Abſtammung der Kinder und die Unterrichtsſprache in den Schulen 
feſtgeſetzt werden. Das Ergebnis dieſer Zählung Joll für die Schul- 
politik des Direktoriums Neisgys geradezu kataſtrophal ausgefallen fein. 
Über 80 Prozent der Eltern haben die deutſche 
Sprache als ihre Umgangs ſprache mit den Kindern 
angegeben. Was die Litauer aber am meiſten überraſcht hat, ijt 
die Catſache, daß ſelbſt zahlreiche Eltern, die nachweislich zu Haufe 
litauiſch ſprechen, ſich ebenfalls als deutſchſprechend in die Liſten ein⸗ 
tragen ließen. Auf Srund dieſes Ergebniſſes kann auch 
nicht in einer einzigen memelländiſchen Schule die 
Unterrichtsſprache umgewandelt werden. Die litauische 
Preſſe nimmt zunächft zu dieſem Ergebnis nur indirekt Stellung und 
glaubt ſich dadurch aus der Angelegenheit ziehen zu müllen, daß ſie die 
Behauptung aufftellt, die Niederlage ſei auf eine „durch Hintermänner 
betriebene Agitation“ der Lehrerschaft zurückzuführen. Alan kann daher 
geſpannt ſein, wie ſich nunmehr die neuernannten Schulräte und das 
Direktorium Reisgys, von denen nach der Schulverordnung die end- 
gültige Entſcheidung über die Abſtammung der Schulkinder und die 
Unterrichtsſprache abhängt, zu dieſem Ergebnis ſtellen werden. 

} * 


Kürzlich wurde der Landwirt Hundsdörfer in Coralliſchken 
verhaftet, weil er in ſeinem Garten drei Sentner Sprengſtoff 
zum Stubbenroden vergraben hatte. Das Vorhandenſein des „ſtaats⸗ 
gefährlichen“ Materials war den litauiſchen Behörden natürlich ebenſo 
bekannt wie feine Sweckbeſtimmung. Vie gegen Hundsdörfer geplante 
Anklage ſchien alſo von vornherein auf ſchwachen Süßen zu ſtehen, denn 
schließlich kann man Stubben nicht mit Schnupftabak roden. Die tüch- 
tigen Behörden ſuchten alſo, nachdem ſie den „Schuldigen“ nun ſchon 
einmal verhaftet hatten, nach weiteren „Belaſtungsmaterial“; und fie 
fanden es auch in Geſtalt eines aus Slegelſteinen ausge 
legten Hakenkreuzes in Hundsdörfers Garten. Hakenkreuz 
allein ift ſchon gefährlich. Hakenkreuz in Verbindung mit Sprengſtoff 
aber iſt eine akute Gefahr für die Nachkommen Vytautas des Großen. 
ubrigens merkwürdig, daß das Hakenkreuz Jo gefährlich iſtl Denn auch 
die litauiſche Regierungspartei führt dieſes Seichen als Emblem auf 
ihren Sahnen; und u. a. iſt das Hakenkreuz als Kennzeichen auch auf 
den Tragflächen der lettiſchen Kriegsflugzeuge zu ſehen. 

* 


In der Parifer „Népublique“ ſtellte der bekannte Publiziſt 
Robert Etienne feſt, daß die Staatskanzleien von Paris, London 
und Rom durch den Bericht des englifchen Rechtsanwalts Sir Alexander 
Lawrence auf die unhaltbaren Zujtände im Memelgebiet aufmerkſam 
gemacht worden ſeien. Sie hätten ſich endlich dazu entſchloſſen, die 
Augen gegenüber den Ereigniſſen in Memel zu öffnen. Das Blatt 
schildert weiter die verzweifelte Stimmung der memel- 
ländiſchen Bevölkerung, die ſich von den Garanten des 
Memelabkommens im Stich gelajfen fühlten und erklärten, daß die 
Memelfrage eines der „drohendſten Pulverfäfſer 
Europas“ Je. Su der Vorgeſchichte des Memel 
raubes heißt es in dem Auſſatz Etiennes: er 

„Das Memelland wurde zunächſt von einem franzöfiſchen 
Oberkommijfar verwaltet. Dieſer war Beauftragter der ver- 
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bündeten Mächte, denen der Vertrag von Berfailles die Rechte der 
Oberherrſchaft übertragen hatte. Während man ſich noch darüber 
unterhielt, was mit dem. Gebiet geſchehen ſollte, fetten 2000 lit au- 
iche Soldaten, in Zivil verkleidet, eines ſchönen Cages 
„einen Aufſtand der Bevölkerung“ in Szene. Die franzöfiſchen Jäger 
mußten die weiße Fahne biffen und das Land räumen. Die Ne- 
gierung in Kauen proklamierte, ohne eine Miene zu verziehen, daß 
das Memelgebiet Jih „in unwiderſtehlicher Begeiſterung“ Litauen an- 
geſchloſſen hätte. Sie verzeichnete ganz verdutzt die Kiederholung der 
franzöſiſchen Fahne. Vergebens forderte die Botſchafter⸗ 
konferen; gemäß dem dringenden Wunſch der memelländiſchen 
Bevölkerung eine Volksabſtimmung. Obgleich Litauen bei 
ſeinen Göttern ſchwor, daß eine Abstimmung einen überwältigenden 
Sieg bringen würde, zog es doch vor, den Beweis nicht ju verjuchen.“ 

Wie die Stimmung der memelländiſchen Bevölkerung wirklich war, 
hatte kurz zuvor eine Volksbefragung über die Anter⸗ 
richtsfprache in den Schulen ergeben, und zwar wählten 90 Pro- 
zent der Eltern die deutſche Schule für ihre Kinder, obwohl die Hälfte 
das Litauiſche als Alutterſprache angegeben hatten. Die Parijer 
„Nepublique“ erklärt unumwunden, daß die Einführung des nun ſchon 
acht Jahre dauernden Kriegszuſtandes im Memel- 
gebiet eine Verletzung der im autonomen Statut verankerten demo- 
kratiſchen Freiheit darſtelle. Die litauiſche "Regierung babe verjucht, 
die kulturellen Unterſchiede zwiſchen Sroß⸗ 
litauen und dem Memelgebiet durch eine Nivel- 
lierung nach unten, nämlich durch eine Litauiſierung, aus- 
zugleichen. Su diefem Zweck ſeien hinterliſtige Schläge 
gegen das Statut des Memelgebietes geführt worden. In einigen 
Jahren ſeien vier Landtage aufgelöft worden, und zwar pon ſolchen 
Präſidenten des memelländiſchen Direktoriums, die dazu nicht das Recht 
hatten, da fie in ihren Ämtern nicht durch eine Abſtimmung des Land⸗ 
tages beſtätigt worden waren, wie das Statut es fordert. Die 
Vorwürfe, die die Litauer der mationalfozia- 
liſtiſchen Bewegung machen, dienen, wie das Parifer 
Blatt ausdrücklich feſtſtellt, lediglich als Borwand, um 
die Autonomie des Memelgebietes bejeitigen zu 
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können. Dieſen Seſtſtellungen des franzöſiſchen Blattes braucht kaum 
noch etwas hinzugefügt zu werden. Die Parifer „République“ hat die 
ant Alachenſchaften im Memelgebiet jedenfalls grundlegend durch⸗ 
aut. 

Ich A 

Das illegale Direktorium Neisgys hat gegen ſechs memel- 
ländiſche Sörfter wegen Zugebörigkeit zu „taats- 
feindlichen Organiſationen“ und Nichtbeherr⸗ 
chung der litaulſchen Sprache das Difziplinarver⸗ 
fahren eingeleitet und ſie vom Dienſt ſuspendiert. An ihrer 
Stelle find Leute aus dem großlitauiſchen Lager eingeſtellt 
worden. Die deutschen Sorſtbeamten lind Kurt Stie low aus 
Schäferei, Otto Lange aus Bejahden, Alwin Woeldenke aus 
Oßgarten, Auguſt König aus Augsgirren, Friedrich Martin aus 
Qaujfeden und Max Patz aus Wolfspaß. 


* 

Ein Ausländer hatte vor einiger Seit einmal ein Mitglied der 
litauiſchen Regierung darauf aufmerkſam gemacht, daß die terrorijtifche 
Politik im Memelgebiet dazu führen werde, daß Deutſchland und viel⸗ 
leicht auch andere Staaten Litauen keine landwirtſchaftlichen Erzeug- 
niſſe, u. a. auch keine Schweine, mehr abnehmen werden. Und er hat 
von dem Litauer darauf die ſozuſagen ſelbſtbewußte Antwort erhalten: 
„Dann werden wir eben dreimal am Cage Schweine⸗ 
fleiſch freſſen.“ So weit iſt es wohl noch nicht. Aber bei den 
Sänjen fängt es ſchon an. Durch einen Beſchluß des Miniſterkabinetts 
werden alle litauiſchen Staatsbeamten und alle Ange- 
ſtellten bei den Selbjtverwaltungen und halbſtaatlichen Unternehmungen 
Litauens verpflichtet, eine ihrem Sin kommen ent- 
ſprechende Anzahl von Gänſen zu verzehren. Und 
zwar je eine Gans auf foo Lit! Auf dieſe Weiſe hofft man, 
für 200 ooo Sänſe Abjat zu ſchaffen. Nach den ſtatiſtiſchen Angaben 
ſoll aber der Sejamtbeftand an ſchlachtreifen Sänlen 
in dieſem Jahr 1 300 000 Stück betragen, ſo daß auch dieſe 
Aaßnahme nur unweſentliche Abhilfe ſchafft. Zu bemerken iſt noch, 
daß die Gänſe den Beamten zum üblichen Marktpreis verabfolgt 
werden ſollen. 


Der Wahlkampf in Danzig. 


In Danzig iſt der Wahlkampf für die Kreistags- und Gemeinde- 
wahlen in den Kreiſen Großes Werder und Niederung im Gange. 
Gentrum und Deutſchnationale, die ſich zu einer Wahlbrüderſchaft 
zufammengefunden haben, und die Marxiſten können ihre Propaganda 
verfaſſungsgemäß nach Belieben und Vermögen entfalten. Die in 
Danzig herrſchende nationalſozialiſtiſche Partei kann ſich die Gewäh- 
rung der vollen ablfreiheit an ihre Gegner um Jo eher 
leiſten, als an ihrem Wahlerfolge kaum zu zweifeln iſt. Daß ſich auch 
die Polen, fo weit fie eine Beteiligung an den Wahlen für notwendig 
halten, frei entfalten können, verſteht ſich von Jelbjt. Senatspräſident 
Sreiſer hat am 30. Oktober mit einer Rede über den Danziger 
Landesfender den Wahlkampf eröffnet. Er gab darin einen Rückblick 
auf das, was die nationalſozialiſtiſche Negierung für den Wiederaufbau 
des flachen Landes bisher geleiſtet hat: 

„Insbeſondere wird das flache Land die Aufbauarbeit anerkennen 
müffen, wenn man nur die Erwerbsloſenziffern der vergangenen Jahre 
unter den Negierungen aller Schattierungen mit der Tatjache vergleicht, 
daß es ſeit mehr als Jahresfriſt unter unſerer Führung auf 
dem geſamten flachen Lande keinen Erwerbslosen 
mehr gibt. Neben der vordringlichſten Aufgabe der Arbeits- 
beſchaffung wurde aber auch noch eine Reihe anderer Fragen gelöſt ... 
Ich erinnere nur an den großzügigen Wegebau in den Land- 
kreiſen, vor allem an die Schaffung einer als muſtergültig anzu⸗ 
ſprechenden Staatschauffee von der Stadt Danzig bis 
zur Landesgrenze, welche heute nur noch an einem Punkte 
eine Fährverbindung über die Weichſel vorſieht, während an der 
Nogat bereits die zeitraubende Benutzung durch die Oftland- 
brücke bei Einlage abgekürzt worden if. Weiterhin haben 


viele Ortſchaften, die bisher nur immer von einer geeigneten Straßen 


verbindung träumen durften, im Laufe eines Jahres dieſe Straßen 
durch vollen Sinſatz des freiwilligen Arbeitsdienftes 
und anderer Kräfte erhalten. Darüber hinaus find durch Melio- 
rationen auf dem geſamten flachen Lande Verbeſſerungen vor- 
genommen worden, durch die eine weſentliche Intenjivierung der Land⸗ 
wirtſchaft erreicht worden iſt. Zum erſten Male in der Geſchichte der 
Danziger Landwirtschaft konnten die ſeit Jahren abglei⸗ 
tenden Preiſe für landwirtſchaftliche Srzeugniſſe 
Jo befeſtigt werden, daß eine Kalkulation und eine Nechnung für 
den landwirtſchaftlichen Erzeuger wieder herausſprang ... Hand in 
Hand hiermit ging eine ſteuerliche Begünftigung landwirtſchaftlicher 
Betriebe und eine Entschuldung des landwirtſchaftlichen Beſitzes, welche 
heute, nach 1% Jahren nationalfozialiftifchen Regiments, als eine 
abfolut gelungene Brechung der Sinsknechtſchaft 
auf dem platten Lande bezeichnet werden kann .. Neben 
diefer umfangreichen Hilfe der privaten Initiative gegenüber iſt es aber 
auch dem vorJorglichen Bemühen des Senats gelungen, eine Stär- 
kung der Kreis- und Gemeindefinanzen zu erreichen. 
Der Senat hat zur Hebung der finanziellen Notlage der Gemeinden 
und Gemeindeverbände ſehr erhebliche Mittel zur Verfügung geſtellt, 
die auch den notleidenden Krankenkafſen zugute gekommen find. 


Ebenſo konnten durch die Bereitſtellung erheblicher Mittel die Woh n- 
verhältniſſe eines großen Teiles der Landarbeiter durch die 
Schaffung von Landarbeiter-Sigenheimen weſentlich verbeffert 
werden“ 

Über die nächſten durchgreifenden Aufbaumaßnahmen des Senats 
führte Vizepräſident Greiſer u. a. aus: „Eine umfaſjende Ver- 
waltungsreform, die in ihren Grundzügen bereits feſtſteht, wird 
alsbald durchgeführt werden und als Spitzenleiſtung der Opferbereit- 
ſchaft der Bevölkerung zeigen, daß ein nationalfozialiftifch geführtes 
Regiment bereit ift, die Schäden einer aufgeblähten Ver- 
waltungsapparatur, von welcher parlamentariſche Parteien 
ein Jahrzehnt hindurch zum Schaden des Volkes gelebt haben, an der 
Wurzel zu packen und zu beheben ... Da gerade auf ſteuerlichem 
Gebiet heute noch große Härten beſtehen, die dem Senat zwar bekannt 
jind, aber die abzuſtellen er bisher noch nicht die finanziellen Möglich— 
keiten hatte, iſt eine Steuerreform geplant. Dieſe Steuerreform 


wird unter rückſichtsloſem Einſatz ſozialiſtiſcher Willensrichtung eine 


Reform der Ein kommenſteuer und der Vermögens 
ſteuer herbeiführen, welche nach ſozialiſtiſchen Geſichtspunkten den 
kinderreichen Familienvater mehr als bisher ins Vorrecht ſetzt gegen- 
über kinderlofen Chen oder Jolchen eingefleiſchten Junggeſellen, die 
heute die Che nicht vom Standpunkt ihres Wertes dem gefamten Voll 
gegenüber betrachten, ſondern ſie lediglich zum Mittelpunkt einer 
materialiſtiſchen Berechnung machen. Weiterhin beabſichtigt der 
Senat nach dem Wahlſieg der Regierungspartei durch eine in ihren 
Grundzügen zwar ſchon feſtſtehende, in ihrem geſamten Aufbau aber 
noch nicht abgeſchloſſene allgemeine Gemeindederwal⸗ 
tungsreform den Weg der Selbſtverwaltung nach national— 
jozialiſtiſchen Geſichtspunkten weiter fortzuſetzen. Daß dieſer Weg in 
allen ſeinen Teilen die vorgeſchriebenen Grenzen der vom Völkerbund 
garantierten Danziger Verfaſſung einhalten wird, iſt eine von der 
Regierung immer und auch heute wieder anerkannte Selbſtoerſtändlich- 
keit. Diefe Frage iſt in ihrer Erledigung ebenſo wie die Frage einer 
Beſchneidung der Selbſtverwaltung eine rein politiſche und keine 
juriſtiſche. Sie kann deshalb in ihrer geſamten Konſequem auch niemals 
auf ihre Notwendigkeit hin von Juriften beantwortet werden, Jondern 
lediglich von durch Juriſten beratenen und auf die Grenze der Ver- 
faſſungsmäßigkeit hingewieſenen Politikern ...“ . 

Senatspräfident Greiſer ſchloß ſeine Anſprache mit einem Aufruf 
an die Bevölkerung der beiden wählenden Kreiſe: „Wollt ihr, daß die 
Aufbauarbeit der nationalſozialiſtiſchen Regierung weiterhin fortgeſetzt 
wird, wollt ihr, daß eure Höfe weiterhin entſchuldet werden, wollt ihr, 
daß eure Arbeitsstellen euch erhalten bleiben, wollt ihr, daß das 
er ee e Danzigs nicht nur bei ſeinen Nachbarn, ſondern in 
der ganzen Welt weiterhin jtärker und Jtärker anerkannt wird, dann 
tretet ein für die Männer, die dem Nationalismus nach 
außen die Anerkennung erzwungen haben und dem Sozialismus 
nach innen Geltung verſchafften. Tut eure Pflicht unter der 
Parole: Sür Arbeit und Brot durch den National- 
fofialismus.“ 
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Der Gefangene ſeiner Lerbündeten. 


Zum erſtenmal ſeit dem Tode Barthous iſt jetzt in der franzöſiſchen 
und polniſchen Preſſe wieder einmal vom Oftpakt die Rede. Der 
franzöſiſche Außenminiſter Laval fell bei feinen letzten Beſprechungen 
mit den Botſchaftern Polens und der Sowjetunion auch die Paktfrage 
wieder in den Vordergrund gerückt haben. Paris, jo heißt es, fei 
bereit, wenigſtens einen der von Polen gemachten Vor- 
behalte anzuerkennen; es wolle Polen, falls diefes dem Oſt— 
pakt beitreten Jollte, von der Verpflichtung zur militäriſchen Hilfe⸗ 
leiſtung im Kriegsfalle befreien. Auf die anderen polniſchen Vorbehalte, 
die ſich auf Litauen, Ungarn und Deutſchland beziehen, ſcheint die 
franzöſiſche Regierung nicht eingehen zu wollen. Weiter heißt es, daß 
Frankreich für den Sall, daß Polen trotz dieſes franzöſiſchen „Ent- 
gegenkommens“ dem Pakt nicht beitreten ſollte, mit Sowjet⸗ 
rußland, der Cſchechei und Litauen einen Pakt auf 
gegenſeitige Hilfeleiſtung abzuſchließen gedenke. 

Demnach it Laval dabei, den von feinem Amtsvorgänger beſchrittenen 
Weg ohne Abweichungen weiterzugehen. Mit Beſorgnis wird ſelbſt 
in der Warſchauer Regierungspreffe das Anwachſen der franzöſiſchen 
Sumpathien für Sowjetrußland zur Kenntnis genommen; und mit 
ſleigender Nervoſität drängeln die Blätter der nationaldemokratifchen 
Oppoſition zur Nachgiebigkeit gegenüber den framzöſiſchen Wünfchen. 
Dieſe ängſtlichen Gemüter überjeben nur eins: daß nämlich auch die 
ſolbſtloſeſte Nachgiebigkeit Polens die Parifer Regierung kaum daran 
hindern würde, ihre Steundfehaftsbande nach Moskau immer enger zu 
knüpfen, daß alſo ſelbſt ein völliger Verzicht Warſchaus auf feine bis- 
herige Politik den Quai d'Orſah nicht dazu veranlaſſen würde, Polen 
wieder den erſten Platz unter den öftlichen Bundesgenoſſen Frankreichs 
zuzuerkennen. Polen ſteht vor der Wahl, ob es ſich wieder in das 


Er iſt im weſentlichen ju folgenden Ergebniſſen gekommen: Erftens, 
ſagt Kerillis, werde ein Bündnis mit den Sowjets dazu führen, 
daß Frankreich Jeinen verlorenen Vorkriegsmilliarden noch neue Mil- 
liarden nachwerfen muß; zweitens ſetze §rankreich ſich der Gefahr einer 
bolſchewiſtiſchen Anſteckung aus; drittens könne ein Bündnis mit 

oskau Frankreich in einen Krieg hineinziehen, an dem es an ſich 
nicht unmittelbar intereſſiert iſt; und viertens ſei für den Fall, daß 
Frankreich ſich offen mit den Sowjets verbündet, politiſch und militäriſch 
mit dem Verluſt des polnifchen Bundesgenoſſen zu rechnen. Auf der 
anderen Seite aber, jagt Kerillis, ſtehe die ſchwerwiegende Catſache, 
daß Frankreich der ruſſiſchen Hilfe bedürfe; denn allein ſei es Deutſch⸗ 
land gegenüber zu ſchwach, und ohne Nußland müſſe es auch Jeine 
bisherigen öſtlichen Bundesgenoſſen verlieren. Das heißt: Frank- 
reich ift der Gefangene ſeiner Bundesgenoſſen ge- 
worden. Es ift möglich, daß der Jüdflamifche Außenminiſter durch 
eine ultimative Forderung den Rücktritt des franzöſiſchen Innenminiſters 
erzwingt, daß Polen ſeit Monaten durch feinen Widerſtand die Ver- 
wirklichung der franzöſiſchen Bündnisabſichten erfolgreich behindert, daß 
Beneſch am Quat d'Orſau mit der größten Selbſtverſtändlichkeit als der 
anerkannte Ratgeber der franzöſiſchen Außenpolitik waltet. Aber möglich 
iſt das nur deshalb, weil Frankreich eine Saarpolitik treibt, die es not- 
wendigerweiſe in einen neuen ſcharfen Gegenſatz zum Deutschen Neich 
bringen muß. Moskau zieht ſeinen Nutzen daraus. Es kennt die 
aus einer chroniſchen Angſt vor Deutſchland entſtandene beengte Lage 
des Quai d’Orfay und ſtellt ſeine Bedingungen. Wenn es ſich mit 
Frankreich verbündet, dann will es auch feinen Wert als Bundes- 
genoffen auf ein Höchſtmaß ſteigern. Das bedeutet, daß es die fran- 
zöſiſche Freundſchaft und die ſich daraus etwa ergebenden Vorteile 


franzöſiſche Suſtem — und zwar als Anhängſel Nußlands, alſo als 


nicht mit einem anderen zu teilen wünſcht. 


Sowjetrußland. 


fünftes Rad am Wagen — einordnen will, oder ob es ſeine felbft- cheine von Sranbreich zu fordern, daß es von 
bewußte und eigenwillige Politik, durch die es zu einer europäiſchen jeder weiteren Suſammenarbeit mit Polen a b- 
Hroßmacht geworden ift, fortjegen will. ſieebe. Die Politik Moskaus, ziele darauf ab, 


Die franzöſiſche Außenpolitik wird immer eindeutiger von den 
Kreifen beſtimmt, die unter allen Umſtänden ein Bündnis mit der Somjet- 
union wollen. Innerpolitiſche Bedenken, die ſich aus einer allzu engen 
Verbindung mit dem bolfrhemwiftifchen Partner ergeben könnten, treten 
für dieſe Kreiſe hinter den erhofften außenpolitiſchen Vorteilen 
zurück. Herriot hat ſeiner Überzeugung Ausdruck geben, daß „die 
Völker Frankreichs und der Sowjetunion imſtande ſind, die Welt vor 
der Barbarei eines neuen Krieges zu retten.“ Pierre Cot hat auf 
dem Parteitag der NRadikalfozialiften die militäriſche Schlagfertigkeit 
und induſtrielle Stärke des roten Freundes gefeiert und iſt zu der 
„Erkenntnis“ gekommen, daß der Staat, der in einem kommenden Kriege 
die Somjetunion zu feinem Verbündeten zähle, das „organiſierte Welt- 
proletariat“ auf feiner Seite haben werde. Der franzöſiſche Wirtſchafts⸗ 
miniſter amoureux wird demnächſt nach Moskau fahren, um zu 
feben, was ſich mit dem neuen Freunde auf handels- und wirtſchafts⸗ 
politiſchem Gebiete anfangen läßt. Henri de Kerillis ift als Sach⸗ 
verſtändiger des franzöſiſchen Generalftabes kreuz und quer durch Sowjet⸗ 
rußland geflogen, hat dort mit kleinen und großen Leuten geſprochen 
und nach Möglichkeit auch einmal hinter die Kuliſſen geſehen. 


Polen fu ifolleren, üm Fm Carte ends Kbifuxles 
freie Hand in den Oftfeeftaaten zu haben. Dieſe 
Darſtellung, die der Pariſer Berichterſtatter des Amſterdamer „Tele- 
graaf“ von dem Stand der Dinge gegeben hat, ſcheint im weſentlichen 
richtig zu fein. Denn daß Moskau in der baltischen Frage nicht als 
Bundesgenoſſe, ſondern als recht aktiver Gegner Warſchaus auftritt, 
hat ſich im Laufe dieſes Jahres mehrfach ſehr deutlich gezeigt. Es 
liegt unter dieſen Umſtänden ſehr nahe, anzunehmen, daß Moskau 
die abenteuerliche Liebe der Franzoſen und ihr Mißtrauen gegen 

arſchau dazu ausnutzen wird, die Bewegungsfreiheit Polens nach 
Möglichkeit ju beſchränken. 

Frankreich könnte eine ſtärkere Oftpolitik_ treiben, wenn 
es in der Saarfrage Vernunft annehmen wollte. Es könnte Polen, 
Südflawien, der Tschechei und der Sowjetunion gegenüber ganz anders 
auftreten, wenn es feine Angriffsabſichten auf ein urdeutſches Land auf- 
geben und die von deutſcher Seite mehrfach feſtgeſtellte Tatfache zugeben 
wollte, daß es nach der Nückkehr des Saargebietes zum Deich keinen 
triftigen Grund mehr für die Beibehaltung des gegenwärtigen deutfch- 
franzöſiſchen Spannungszuſtandes gibt. ö 


Koskowſki hat Bedenken. 


In der „Gazeta Warszawſka“ vom 31. Oktober ſtellte der national- 
"demokratifche Außenpolitiker Roskomjki voll düjterer Ahnungen 
feſt, daß ſich die franzöſiſche öffentliche Meinung von 
Polen abgewandt habe. „Die Stanzofen,“ Jo klagt er, „und 
zwar nicht irgendwelche, ſondern gerade die, die Einfluß auf die öffent- 
liche Meinung beſitzen und dem wiedererſtandenen Polen freundſchaft⸗ 
lich geſinnt waren, ſind heute davon überzeugt, daß Polen mit Oeutſch⸗ 
land gehen wolle und nicht mehr mit Frankreich, ja, daß im Salle 
eines Konfliktes Polen ſich neben Deutſchland gegen Srankreicheſtellen 
werde. Auch die umfangreichſten Erklärungen helfen da nichts, daß fo 
etwas unmöglich ſei, da es der Jodojährigen Politik Polens wider⸗ 
ſpreche, gegen die wichtigſten Intereſſen Polens verſtoße und mit der 
römiſchen Überlieferung der polniſchen Kultur, mit den polniſchen 
Gefühlen und den primitioften Intereſſen des polniſchen Volkes in 
Widerſpruch ſtehe ...“ Roskomfki gibt zu, daß ihm die Ziele und 
Abſichten der Beckſchen Außenpolitik unbekannt Jeien, er wiſſe nur, 
meint er, daß die Entfremdung der franzöſiſchen öffentlichen Meinung 
für Polen eine ſchädliche und gefährliche Angelegenheit ſei. Und um 
das zu beweiſen, bemüht er Jich, die Ziele und Abfichten der deutſchen 
Politik zu ergründen. Deutſchland, Jo ſagt er da, ſei ſich darüber im 
klaren, daß es ſeine Pläne nicht mit Gewalt durchführen könne. Es 
gehe darum den Weg der Diplomatie. Sein oberſtes Siel ſei es, zu 
einer Verſtändigung mit Frankreich auf Koſten 
Polens ju kommen. Deutfchland trenne Frankreich von Polen, 
indem es Frankreich von der Umuverläſſigkeit des polniſchen Bundes 
genoſſen zu überzeugen und ihm klarzumachen verſuche, daß Polen in 
der Politik ein kurzes Gedächtnis habe, daß das polniſche Volk keinen 
Sinn für geſchichtliche Entwicklungsvorgänge beſitze, daß die polnifche 
Politik nicht das Niveau der Politik der Weſtſtaaten beſitze, daß die 
Polen ein halbaſiatiſches Volk ſeien und in ihrer Politik barbariſche 
Methoden anwenden. Bald ſei es ſo weit, daß Deutſchland ſeinen 
Trumpf ausjpielen und Frankreich darauf hinweiſen könne, daß es von 


Polen betrogen ſei; und mit Schmerz müſſe man feſtſtellen, daß ſich die 
öffentliche Meinung in Frankreich ſchon ſo ſehr zuungunſten Polens 
geändert habe, daß nur noch „radikale und draſtiſche Mittel“ hier 
eine Umkehr herbeiführen könnten. Die Schuld, daß es Jo weit ge- 
kommen fei, glaubt Roskomfki ausſchließlich bei den Leitern der pol- 
niſchen Politik ſuchen zu müſſen, während er die franzöliſche Seite 
von jeder Mitſchuld an der von ihm fo lebhaft bedauerten Entwicklung 
freizuſprechen geneigt iſt. 

an kann ſich ungefähr denken, was dieſer „nationale“ Politiker 
unter den „radikalen und draftifchen Mitteln“ verſteht. die ſeiner 
Meinung nach angewandt werden müßten, um die öffentliche Meinung 
in Frankreich wieder für Polen günſtig zu ſtimmen. Ein reuiger 
Kniefall vor Frankreich und eine Wiederaufnahme 
des offenen Kampfes mit Deutſchland find wohl das 
mindeſte, was Koskowfki für notwendig hält, um das franööſiſche 
Vertrauen zurückzugewinnen. Als das ſicherſte Mittel aber mag ihm 
wohl die uͤbernahme der politiſchen Führung in Polen durch die 
Nationaldemokraten erſcheinen. Denn dieſen glaubt man's aufs Wort, 
daß ſie keine Einwände erheben, wenn Frankreich eine Politik macht, 
die den polniſchen Intereſſen geradeswegs widerspricht, und daß ſie es 
als unabänderlich hinnehmen, wenn z. B. ihr Land vom franzöſiſchen 
Kapital zu einer afrikaniſchen Kolonie degradiert wird. Sie ſind 
die Kreiſe, von denen Pilfudjki einmal gejagt hat, daß ihr Nationalis- 
mus geeignet iſt, die nationale Idee in den Dreck zu ziehen, und vor 
denen er im Auguſt 1027 in Kaliſch feine Legionäre gewarnt hat: „In 
allen Krisenzeiten aber hütet euch vor fremden Agenten. Geht immer 
euren eigenen Weg, dient niemand anderem als Polen, liebt nur 
Polen und haßt alle, die den Fremden dienen“. 
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Wer Bernptein kauft, hilft Ostpreußen! 
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200000 Analphabeten in Warſchau. 


Der Krakauer „Iluſtrowann Kurjer Codziennuy. iſt 
zwar ein regierungstreues Organ. Er iſt aber doch geſchäftstüchtig 
genug, um auf die Unzufriedenheit der breiten Maſſen mit den ſozialen 
Verhältniſſen im Lande Nückſicht zu nehmen und die offenſichtlichen 
Mißſtände unter ziemlich unverblümter Kritik an der Regierung gehörig 
unter die Lupe zu nehmen. Vor kurzem 7. B. hat ſich das Blatt einmal 
die Schulverhältniſſe in Polen vorgenommen und u. a. folgende Be⸗ 
merkungen über dieſes Thema gemacht. In Warſchau wohnen in 
jedem Mietshaus im Durchſchnitt zehn bis zwanzig Analphabeten. „Das 
heißt, in Polens Hauptſtadt gibt es über 200000 
Leute, die nicht leſen und ſchreiben können. Jeder 
fünfte Warschauer kann weder Zeitungen. noch amtliche Bekannt- 
machungen oder dergleichen leſen. Das ift in einer Stadt der Fall, in 
der in letzter Zeit eine Menge koftfpieliger Nepräſentationsbauten für 
Kultur- und Bildungszwecke errichtet wurden. Wenn ſchon in der 
Hauptſtadt Polens fo viel Analphabeten leben, fo iſt es nicht weiter 
vorwunderlich, wenn im übrigen Polen fechs illionen 
Menſchen weder Schreiben noch leſen können.“ Von 
diefen ſechs Millionen gehöre freilich ein großer Teil der älteren 
Generation an, die in ihrer Jugend noch nicht die Möglichkeit hatte, 
Leſen und Schreiben zu lernen. Aber die Leute, die behaupten, daß in 
Polen jedes Kind heute nicht nur die Pflicht, ſondern auch die 
Möglichkeit zum Schulunterricht habe, Jeien ſchlecht unterrichtet. 
Denn es habe in Polen nach dem Kriege wohl eine „Neorganiſation“ 
des Schulweſens gegeben. Aber diefe „Neorganiſation“ ſtehe e 
teils nur auf dem Papier. „In Polen find noch über eine halbe Million 
Kinder im ſchulpflichtigen Alter ohne Unterricht, da es für ſie keine 
Schulen gibt. Auf Grund der Reform des Schulweſens vor drei Jahren 
hat man in vielen Dörfern ſiebenklaſſige Volks- 
[chulen errichtet, die für dieſe Dörfer nutzloſe Paläſte 
find. Denn man konnte felbftverftändlich nicht in allen Dörfern ſolche 
Schulen erbauen, und ſo haben einige Dörfer große Schulen, mit denen 
ſie nicht viel anfangen können, und andere haben gar keine. Dieſe Art, 
auf der einen Seite großartige Schulen nach dem Muſter der wohl— 
habenderen weſtlichen Staaten zu errichten, und auf der anderen Seite 
jahlloſe Kinder ganz ohne Unterricht zu laſſen, gleicht der alten Geſchichte 
bei dem Neger, der ſich ftol einen Frack anzieht, ohne ein Hemd zu 

eſitzen.“ 

Man könne, fo ſchreibt das Blatt weiter, den meilt ſehr armen 
polniſchen Dorfkindern nicht zumuten, daß fie täglich bei jedem Wetter, 
ſchlecht ernährt und ſchlecht gekleidet, fünf bis zehn Kilometer und mehr 
zur Schule gehen. Das hätten auch die Behörden erkannt, und ſo hätten 
ſie Kinder, die weiter als drei Kilometer von der 


Schule entfernt wohnen, vom Schulbefuche befreit. 
Damit aber hätten die großen Schulbauten den wichtigſten Teil ihrer 
Aufgabe verfehlt. 


„Das iſt der eine Grund“, fährt der „J. K. C.“ fort, „warum man 
in Polen noch immer nicht von einer befriedigenden Löſung der Unter⸗ 
richtsfrage ſprechen kann. Ein anderer aber ſſt der, daß die Schul- 

ücher bei ihren heutigen Preiſen für den armen 
Bauern einfach unerſchwinglich ſind. Eine Ausgabe von 
fünf, fechs Zloty für Schulbücher und ebenſoviel für die anderen Schul- 
utenfilien bedeutet für den armen polniſchen Bauern ein Vermögen.“ 
Es nehme nicht weiter Wunder, was Frau Dorothea Thun in einem 
Warſchauer Blatte ſchreibe: „Es kommt häufig vor, daß Mütter mit 
der Bitte zum Lehrer kommen, er möge ihr Kind nicht verſetzen. Das 
Kind könne nichts, ſo behaupten die Mütter, es ſei noch ſehr zurück 
und es verſtehe ſo wenig vom Unterricht, daß es die Klaſſe noch einmal 
durchmachen müſſe. In Wirklichkeit“, fo ſchreibe Frau Chun, „geht es 
den Bäuerinnen nur um die drei Slotu. die fie für Schulbücher aus⸗ 
geben müßten, wenn das Kind in die nächſte Klaſſe kämel“ 


Weiter heißt es: . Es iſt nicht bekannt, ob die Schulſteuer im nächſten 
Fahr erhöht werden wird. Auf jeden Fall aber zahlt 
bereits heute jeder, der fein Kind in die Volks- 
ſchule ſchickt. eine indirekte Schulfteuer. denn in den 
Preis der Schulbücher iſt eine Abgabe für den Bau 
von Schulen einkalkuliert ... Was Joll aus der halben 
Million Kinder werden, die überhaupt ohne Unterricht iſt. Man 
lollte die Experimente mit den großen. ſieben⸗ 
klaffigen Volksſchulen aufgeben und dafür in 
ſedem Dorf eine Schule einrichten — und wenn nur 
eine alte Hütte dafür zur Verfügung ſteht. Wenn bei uns für jeden 
Bürger ein Sinanzbeamter da iſt, ſo muß auch für jeden eine Sibel 
und ein Lehrer da ſein. In jedem Dorf findet ſich ſicher eine Stube, 
die mit wenig Geld als Unterrichtsraum eingerichtet werden kann. 
Wenn man darauf verzichtet, große. ſiebenklaſſige Volksſchulen zu 
errichten, dann wird man in ſedem Dorf eine kleine Schule eröffnen 
können. Es wäre ſehr zu mwünfchen, wenn ſich die Schulbehörden zum 
Siel ſetzen würden: Kein polniſches Kind ohne Unterricht. kein 
Analphabet auf polniſcher Erde mehr. Bisher allerdings hat ſich der 
Staat dieſen Grundſatz nicht zu eigen gemacht. Er hat feine erfte 
und wichtigſte Pflicht, jeden leſen und ſchreiben zu 
lehren, nicht erfüllt. Das iſt aber in einem demokratifchen 
Staat die erſte Bedingung zu feiner Verwaltung. denn nur durch das 
gedruckte Wort kann man in einem großen Staat das Volk regieren.“ 


Zollfreie Einfuhr nach Polen. 


Bisher hat die Frage, was zollfreiüber die Grenze nach 
Polen eingeführt bzw. von Neiſenden mitgenommen 
werden darf, den Beteiligten mancherlei Unannehmlichkeiten be- 
reitet. Die polniſchen Zoll- und Grenzbeamten ſind in dieſer Hinſicht 
nicht immer einheitlich vorgegangen. Die hier noch beſtehenden Un- 
klarheiten find nunmehr durch das am 30. Oktober in Kraft getretene 
neue polniſche Sollrecht (nicht zu perwechſeln mit dem feit 
mehr als einem Jahr geltenden neuen Solltarif) im weſentlichen beſeitiat 
worden. In dem umfangreichen Dekret, das 236 Paragraphen und eine 
ganze Reihe von Zufäten, Anhängen uſw. umfaßt, find auch die allge- 
mein intereſſierenden Beſtimmungen über die Zollbefreiung für ſolche 
Gegenstände enthalten, die im täglichen Leben, bei Neiſen, Umzügen 
und dergleichen, eine Nolle ſpielen. 

Demnach werden u. a. Bilder, Plaſtiken und andere Werke 
polniſcher Künſtler zollfrei abgefertigt; zur Einfuhr iſt jedoch eine 
Beſcheinigung des Unterrichtsminiſteriums in Warſchau erforderlich. 
Särge mit Leichen. Aſchenurnen, Blumen, Kränze 
und Jo weiter ſind zollfrei: notwendig ift eine Einfuhrbewilligung des 
zuſtändigen polniſchen Konſulats. Kränze und Grabbuketts, 
die von Tranergäften zu einem Begräbnis oder zum Gräberbeſuch mit 
über die Srenze gebracht werden. befreit das zuftändige polniſche Zoll- 
amt von der Sollgebühr; desgleichen Kränze aus künftlichen Blumen, 
wenn nicht der Verdacht beſteht, daß dieſe zu Handelszwecken über die 
Grenze gebracht werden. Viel Ärger mit den polniſchen Zollämtern 
hat bisher die Einfuhr gebrauchter Gegenſtände gemacht, die 
nicht von den reiſenden Perſonen ſelbſt mitgebracht, ſondern als Bahn- 
frachtgut expediert werden. Solche Gegenſtände ſind jetzt in jedem Falle 
zollftei abzufertigen, ſobald fie als Neiſeeffekten des Betreffenden an- 
geſehen werden können. Der Reisende muß im Beſitz eines regelrechten 
Paſſes und eines gültigen polniſchen Sichtvermerks fein. Grenzüber- 
trittsſcheine, Verkehrskarten und andere Dokumente des kleinen 
Grenzverkehrs genügen nicht. Auch Lebensmittel und Heil⸗ 
mittel dürfen von Neiſenden zollfrei mitgeführt werden, jedoch nur 
in Mencen, die durch die Länge der Neiſe und durch die Dauer des 
Aufenthaltes als begründet erſcheinen. Für die Waren, für die in 
Polen ein ſtaatliches Monopol beſteht. ſind im Jollgeſetz beſtimmte 
Höchſtmengen, die unverzollt von Reiſenden mit gültigem Neiſepaß mit 
über die Grenze genommen werden dürfen, feſtgeſetzt: Rauch tabak 
50 Gramm, Zinarettentabak Jo Gramm oder 50 Zigaretten; 
Spiritus, Wein, Met oder dergleichen 1 Liter in entkorkter Flaſche. 
(Geſchlohene Flaſchen unterliegen der Jollpflicht.) Sündhölzer: 


2 Schachteln. Sollfrei find Held und Wertpapiere, Aus- 
zeichnungen und Ehrenpreiſe, die bei ausländischen Kon- 
kurrenzen erworben worden ſind. Muſter und Warenproben find 
nur dann zollfrei, wenn einwandfrei feſtſteht, daß fie ſich für VBerkaufszwecke 
nicht eignen. Für Triebſtoff und Schmier material für Be⸗ 
förderungsmittel gelten die internationalen Vorſchriften. Lehrmittel 
für Schulen und Lehr- und Erziehungsanſtalten ſind zollfrei; wenn es 
ſich um Gegenftände handelt, die nicht Handelszwecken dienen. Druck 
ſorten aller Art für öffentliche Lehrmittelſammlungen bedürfen 
zur zollfreien Einfuhr der Genehmigung des Wojewodſchaftsamtes. Die 
ſtaatlichen Verwaltungskörper und andere Körperſchaften dürfen 
mediziniſche und chirurgiſche Apparate im öffentlichen 
Intereſſe zollfrei einführen; hierzu iſt eine Genehmigung des Finanz- 
ministeriums notwendig. 


Beſonders wichtig und im Gefet eingehend behandelt ift die Einfuhr 
von Heirats- und Umzugsgut. Das gebrauchte Eigentum von 
2 5 die nach mindeſtens einjährigem Aufenthalt im Ausland nach 
Pol überſiedeln, iſt zollfrei. wenn glaubhaft nachgewieſen werden 
kann, daß die Gecenftände nach wie vor zum eigenen Gebrauch dienen 
ſollen. Erforderlich iſt ein genaues Verzeichnis der betreffenden Gegen- 
ſtände und die Beſtätigung durch das zuſtändige polniſche Ronfulat, daß 
die Gegenftände den Standes- und Berufsverhältniſſen des Überfisdeln- 
den ent[prechen. Erforderlich iſt weiter eine Beſcheinigung der Wohn- 
ortsbehörde. daß hier eine ehrliche Überliedlung und nicht etwa ein ver- 
ſchleierter Warentransport vorlieat Lebensmittel. Monopolwaren. un 
verarbeitete Materialien, Halbfabrikate und Rohprodukte gelten nicht 
als zollbefreites Umzugsgut. Die überſiedelnde Partei muß ſich ver⸗ 
pflichten, die zollfrei eingeführten Gegenftände mindeſtens zwei Jahre 
hindurch nicht an dritte Perſonen zu verkaufen. Anderenfalls ift die 
Sollgebühr nachträglich zu entrichten. Heiratsgut und Hoch 
zeitsgeſchenke ſind grundſätzlich zollfrei. wenn die nach Polen 
überſiedelnde Frau mindeſtens zwei Fahre im Auslande gewohnt hat und 
die Cheſchließung mit einem polniſchen Staatsbürger erfolgt. Ahnlich 
wie beim Umzuosgut dürfen auch hier die Gegenſtände nach Art und 
Menge nicht über das Standesgemäße hinausgehen. Handelt es ſich um 
Gegenftände, die nicht zum Hausgebrauch gehören (Auto oder dgl.) To 
können ſie nur mit Genehmigung des Sinanzminiſteriums eingeführt 
werden. die in beriirkfichtigensmerten Fällen ohne Schwierigkeiten er- 
teilt wird. Schließlich find zollfrei auch gebrauchte Gegenſtände einer 
im Ausland verſtorbenen Derfon: in dieſem Falle muß aber ein Tofta- 
ment einer in Polen wohnhaften Perſon vorgelegt werden. 
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Die Ernte 


Polens Anbaufläche hat im laufenden Jahre 16, Mill. Hektar: 
betragen. Gegenüber den Vorjahren hat ſie ſich ein wenig vergrößert. 
In den einzelnen Ceilgebieten find jedoch unterſchiedliche Entwicklungs 
tendenzen feltzuftellen. Während die Gebiete mit extenſiver Wirtſchaft 
eine Zunahme der Anbaufläche zu verzeichnen haben hat ſich die unter 
dem Pflug befindliche Flächei in den Gebieten mit intenſiv betriebener 
Landwirtschaft, alſo in Poſen, Pommerellen und Oftoberfchlejien, etwas 
verringert. Der Anbau, der hauptfächlichſten Getreide- 
arten und Feldfrüchte war einigen Schwankungen unterworfen. 
Die Anbauflächen für Roggen, Hafer und Kartoffeln ſind 
etwa dieſelben geblieben. Die Anbauflächen für Weizen und Gerſte 
find etwas zurückgegangen. Dasfelbe gilt für die Zuckerrüben, 
deren Anbaufläche ſich gegenüber 1929 um etwa 60 v. H. verringert hat. 
on Im die Anbaüflächen für Flachs, Hanf und Hopfen im 

teigen. 

Das diesjährige Ernteergebnis in Polen wird vom War- 
ſchauer Statiſtiſchen Hauptamt als mittelmäßig bezeichnet. Die 
langanhaltende Trockenheit im Frühſahr und Sommer hat 
nicht jo nachteilige Folgen gehabt. wie man urſprünglich befürchtet hatte. 
Die diesjährige Weizenernte hat annähernd 1.8 Mill. Tonnen betragen 
gegenüber 2.17 Mill. Tonnen im vergangenen Jahre. Auch die Noggen⸗ 
ernte iſt mit 5,65 Mill. Tonnen etwa 20 v. H. geringer als 1933. Gerſte 
wurden 1,43 Mill. Tonnen und Hafer 2.27 Mill. Tonnen geerntet; das 
find 10,5, bzw. 15.2 v. H. weniger als im Vorjahre. Dabei ift zu be⸗ 
rückſichtigen, daß die letztjährige Ernte eine der beiten des letzten Jahr⸗ 
zehnts geweſen iſt. Die diesjährige Kartoffelernte iſt mit 31,7 Mill. 
Tonnen um 12 v. H. größer als die vorjährige. 

In den einzelnen Landesteilen iſt die Ernte ſehr ver⸗ 
ſchieden ausgefallen. Auf der einen Seite hat 3. B. die Wojemod- 
ſchaft Pofen unter der Trockenheit dieſes Jahres beſonders ſchwer 
gelitten: ouf der anderen Seite wurde in Galizien ein ſehr erheb- 
licher Teil der Ernte durch die ſchwere Hochwaſſerkataſtrophe ner- 
nichtet. Der „Przeglond Sospodarezu“ veröffentlichte eine Überficht über 
die Ernteergebniſſe in den einzelnen Wojewodſchaften, indem er die Weiyen- 
und Noggenernte von 1933 und 1934 mit dem = 100 gefetsten Durchſchnitt 
der Ernte in den letzten 10 Jahren vergleicht: Demnach hat die Weizen- 
ernte in der Wofewodſchaft Polen im Wirtſchaftsjahr 1932/33 
129,9 v. H. des zehnjährigen Erntedurchſchnitts betragen, im Wirt- 


in Polen. 


ſchaftsjahr 1933/34 dagegen nur 94,4 v. H. Die Noggenernte in der 
Wojewodſchaft Poſen betrug 1932/33 106,4 und 1933/34 80,8 v. H. 
Weit Schlechter find die Ernteergebniſſe noch in den ſüdlichen Woje- 
wodſchaften, wie folgende Überſicht zeigt: 


Wojewodſchaft Weizen Roggen 
1932/33 1933/34 1932/33 1933/34 
Krakau 130,6 64,9 124,3 69,3 
Stanislu ... 120,1 95,1 121,3 35,7 
Carnopol 132,8 88,1 110,5 43, 7 


In den anderen Wojewodſchaften, außer Lodz, liegt die diesjährige 
Weizenernte über dem Sehnfahresdurchſchnitt. Die Noggenernte liegt 
unter diefem Durchſchnitt in den Wojemodfchaften Polen, Krakau, 
Stanislau und Tarnopol ſowie in Bialyftok, Wilna, Wolhynien und 
Pommerellen. 

Die Hetreideaus fuhr erſcheint nach dieſen Ergebniſſen, die 
zwar geringer als diejenigen des letzten Jahres, aber immer noch 
günſtiger find, als man erwartet hatte, nicht gefährdet. Vor allem 
wird auch die gute Kartoffelernte zu einer Steigerung der Getreide- 
ausfuhr beitragen. Im verflofenen Wirtſchaftsſahr 1933/34 wurden 
über 72 ooo Tonnen Weizen, über 175 000 Tonnen Noggen, über 
160 000 Tonnen Gerſte und faft 14.000 Tonnen Hafer ſowie knapp 
13000 Tonnen Weizen- und über 83000 Tonnen Roggenmehl aus- 
geführt. Eingeführt wurden 23000 Tonnen Weizen und über 
10 ooo Tonnen Roggen. Dieſe Einfuhr iſt vorwiegend aus Deutſchland 
gekommen, und zwar im ſogenannten privilegierten Verkehr auf Grund 
der Oberſchleſienkonvention. Die Ausfuhr betrug im vergangenen 
Wirtſchaftsjſahr 3,6 v. H. des Eigenverbrauchs von Weizen, 64 v. H. 
von Roggen, 13,6 v. H. von Gerſte und 0,7 v. H. von Hafer. Wert⸗ 
mäßig bezifferte ſich die polniſche Getreide aus⸗ 
fuhr auf rund 83 Mill. Zloty; das find faſt 9 v. H. 
der polniſchen Seſamtaus fuhr. Der Getreidexport ift ein 
bedeutſamer Beſtandteil des polniſchen Außenhandels. Seine Be- 
dingungen haben ſich durch das deutſch⸗polniſche Roggen- 
abkommen, das kürzlich auch auf Weizen ausgedehnt wurde und 
dem jetzt für Noanen auch die Sowjetunion beigetreten iſt, nicht 
unweſentlich gebeſſert. Dieſes Abkommen ſichert Polen für ſeinen 
Getreideexport günſtigere Preiſe, als fie bei ungeregelten Markt- 
verhältniſſen zu erlangen wären. 


Gſtland⸗Woche. 


Schickſale deutſcher Schulen in Polen. 


Im Jahre 1931 wurde die deutſche Privatſchule in 
Dirſchau von den polniſchen Behörden aefrhloffen, weil die Räume 
des St.-Georgen-Hoſpitals, in denen fie untergebracht war, für Schul⸗ 
zwecke angeblich nicht geeignet waren. Die Bemühungen des Deutſchen 
Schulvereins in Dirſchau um die Wiedereröffnung blieben erfolglos. 
Da machten die Dirſchauer Deutſchen, die ſich ihr Volkstum nicht lo 
leicht verbieten laſſen, aus der Not eine Tugend. Sie begannen mit 
dem Bau einer neuen Schule, der im Auguſt 1933 von der 
Wo ſewodſchaft genehmigt wurde. Im Laufe eines Jahres iſt dann am 
Dirfchauer Stadtpark in günſtiger Lage ein anfehnlicher Gebäude 
komplex entſtanden, der in jeder Hinſicht den baulichen, hugieniſchen und 
unterrichtlichen Bedürfniſſen genügt und mit dem Beginn des nächſten 
Jahres feiner Beſtimmung übergeben werden ſoll. Die Schule foll als 
ſiebenklafſige Volksſchule und ſpäter als Mittel- 
Thule ausgebaut werden. Neben dem 74 Meter langen, aus 
Erdgeſchoß und einem Stockwerk beſtehenden Hauptgebäude iſt eine 
geräumige Turnhalle vorhanden. Das Erdgeſchoß des Hauptgebäudes 
enthält die Wohnung des Schuldieners, Arztjimmer, Konferenzſaal, 
Kochſaal für den Haushaltsunterricht, Werkraum mit elf kleinen 
Hobelbänken für die Baſtelſtunden der Schüler, Seichenjaal, Phuſik⸗ 
zimmer ufm. Im J. Stockwerke befinden ſich die ſieben Klaſſenräume 
und eine Anzahl weiterer Unterrichtsräume. Sämtliche Zimmer ſind 
mit elektriſchem Licht, Warmwaſſerheizung und Entlüftungsanlagen, 
ein Teil von ihnen auch mit Gas, Waſſerleitung uſw. verſehen. An das 
Hauptgebäude ſchließt ſich rechtwinklig, den Übergang zur Turnhalle 
bildend, ein beſonderes Badehaus an, das Brauſebäder für die 
Schüler enthält. Das gefamte Schulterrain umfaßt neun Morgen. Der 
weite Schulhof wird zum Teil von den Gebäuden, zum Teil von einer 
Baumſchule und anderen gärtneriſchen Anlagen umſchloſſen. Für 
das Dirſchauer und darüber hinaus für das Pommereller Deutſchtum 
bedeutet die Fertigſtellung dieſer Schule einen beachtlichen Erfolg. 


Von den Polen in Deutſchland. 


Wie die Oppelner „Novinn Codzienne“ berichteten, fand am 26. Okt. 
in Grabine eine Abſchiedsfeier für den Vorſitzenden des ſchleſiſchen 
Landesverbandes des Polenbundes, Pfarrer Karl Koziolek, ſtatt. 
Koziolek ſcheidet wegen feines hohen Alters aus dem Seelforge- 
dienſt aus. = s . 

In der Polenbundpreſſe erſchien eine Notiz über die landwirt⸗ 
ſchaftliche Schule in Schroda (Poſen), die von der Poſener 
Landwirtſchaftskammer unterhalten wird. Darin wurde mitgeteilt, daß 
zwei oder drei Anwärter aus Deutſchoberſchleſien 
in die Schule aufgenommen werden können. Das einmalige Schulgeld 
beträgt 30 Zloty; die Schüler wohnen im Internat und zahlen dort 
monatlich für Wohnung und Verpflegung 30 Sloty. 


Deutſche aus Thorn in Berlin. 


Am 31. Oktober kamen etwa 700 Säfte aus Polen zu einem 
mehrtägigen Beſuche nach Berlin. Sie wurden auf dem Bahnhof 
Friedrichſtadt herzlich empfangen. Unter den Säſten befand ſich eine 
große Anzahl von Deutſchen aus Thorn, die einer Ein- 
ladung des Chorner Heimatbundes in Berlin gefolgt waren, 
der mit feinen Mitgliedern Pfingſten d. J. die alte deutſche Ordens⸗ 
ſtadt an der Weichſel beſucht hatte. Am 1. November fand ein Be⸗ 
grüßungsabend ſtatt, an dem die deutſchen Vollesgenoſſen aus Thorn 
und die in Berlin lebenden ehemaligen Thorner ſich zuſammenfanden. 
Auf ein Telegramm, das aus Anlaß des Beſuches an den Führer 
und Reichskanzler gerichtet worden war, traf folgende Antwort 
ein: „Dem Thorner Heimatbund und feinen Gäften danke ich für ihr 
Telegramm und die Grüße, die ich herzlichſt erwidere. Ich freue mich 
über den Beſuch der deutſchen Landsleute aus Polen im neuen Deutfch- 
land und hoffe, daß ſie nach ihrer Nückkehr zur Vertiefung der 
Beziehungen zwiſchen den beiden Nachbarvölkern 
beitragen werden. (gez.) Adolf Hitler.“ 


Türſt von Pleß hilft feinen Penſionären. 


Die Penſionäre und Hinterbliebenen früherer An- 
geſtellter der Pleßſchen Unternehmungen in Oſtoberſchleſien find durch 
die Verhängung der Swangs verwaltung über das Pleßſche 
Vermögen in eine ſchwierige Lage geraten. In der Seit, als bereits 
die Pfändungen auf den Betrieben im Gange waren, hatten die 
Denfionäre ibre Bezüge immerhin noch in halbmonatlichen Raten aus- 
gezahlt erhalten. Die Swangs verwaltung hat dann aber 
die Auszahlung der Penſionen und Hinter- 
bliebenenrenten eingeſtellt. Die Penſionäre haben ſich 
darauf in ihrer Not an den in Deutſchland lebenden Fürſten von Pleß 
gewandt. Sie erhielten jetzt die Nachricht, daß auf er- 
anlaffung des Fürſten alsbald eine Monatspenfion 
ausgezahlt werden soll. Dieſe Hilfe des Fürſten iſt dankbar 
empfunden worden. Andererſeits beſtehen die Penſionäre begreiflicher⸗ 
weiſe auf einer Klärung der Frage. ob die Swangsverwaltung be⸗ 
rechtigt iſt, die Auszahlung der Penfionen zu verweigern. Noch größer 
iſt die Not bei den langjährigen alten Arbeitern und 
ihren Hinterbliebenen. die bisher als An- 
erkennung für treue Dienſte vom Sürften regel⸗ 
mäßige Zuwendungen erhalten hatten. Es handelt ſich 
hierbei ebenfalls um mehrere hundert Samilien. Viele von ihnen 
kommen immer wieder zu den Sahlſtellen der fürſtlichen Verwaltung 
und bitten um Hilfe. Auf Anordnung der Zwangsverwaltung dürfen 
jedoch keine Sahlungen an ſie geleiſtet werden. 
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Hakenkreuze nicht ſtrafbar. 


Das Warſchauer Oberſte Gericht hat heute entſchieden, 
daß das Anbringen von Hakenkreuzen in Polen 
nicht ftrafbar ſei. Dieſem Entſcheid lag die Kaſſationsklage eines 
Polen zugrunde, der im administrativen Verfahren zu einer Geldſtrafe 
verurteilt worden war, weil er auf die Schaufenſter jüdiſcher Geſchäfte 
in Warſchau Hakenkreuze aufgemalt hatte. Das Urteil hat in Polen 
großes Aufſehen erregt. 


Drohungen gegen deutſche Zeitungsausträger. 


Sechs Mitglieder des polnischen Aufftändifchenverbandes erſthienen 
in der Nacht vom 2. zum 3. November vor dem Haufe des Austrägers 
der „Kattowitzer Zeitung“ in Moſchtzenitz, Joſef Krentuſch, und 
weckten dieſen mit „Heil-Hitler“-Nufen aus dem Schlaf. Der Rädels- 
führer der Aufftändifchengruppe, der Galtwirt Paul Kotzur, be- 
ſchimpfte den deutſchen Zeitungsausträger und fuchtelte dabei mit einem 
Meſſer herum. Ein Grenzbeamter in Uniform, der gleichfalls zu der 
Gruppe gehörte, verſicherte Krentuſch, daß er feinen Gummiknüppel an 
ihm ausprobieren werde. Als Paſſanten herankamen, machten ſich die 
Helden aus dem Staube. Die Polizei hat ſich der Sache angenommen. 
— Der bisherige Austräger der „Kattowitzer Zeitung“ in Nogow, 
Jelen, hat die Agentur niedergelegt, da ihm von ähnlichem Geſindel 
angedroht wurde, daß man ihm „ſämtliche Knochen brechen“ werde. — 
In Lubania wurde dem Austräger desfelben Blattes, Kuchta, mit- 
geteilt, daß ihm die Unterſtützung entzogen würde, wenn er die Agentur 
nicht ſofort abgebe. 


Der Polniſche Weſtverband. 


Der Verband zum Schutze der Weſtgebiete (Weſtmarkenverein) 
wird am 18. und Jo. November in Warſchau feine Jahreshauptver- 
jammlung abhalten. Der Verband wird feinen Namen in „Pol 
niſcher Weſtverband“ ändern und feinen Sitz von Poſen nach 
Warſchau verlegen. Die Verlegung der Hauptleitung des Verbandes 
in die Landeshauptſtadt hat der Vorſitzende, Miniſter a. D. 
Trzeinſki, in einem önterdiew damit begründet, daß nach der 
Schwächung des Deutſchtums in den polniſchen Weſtwojewodſchaften 
die dortige Arbeit des Verbandes nur noch einen geringen Teil der 
Geſamttätigkeit darſtelle und daß es ſetzt notwendig ſei, die Arbeit, 
die ſich bisher auf die weltlichen Wojewodſchaften beſchränkte, auf das 
ganze Staatsgebiet auszudehnen. Die Tätigkeit des Verbandes ſoll 
— nach polniſchen Preſſemeldungen — umfaſſen: Unterhaltung von 
Ferien kolonien für die polniſche Jugend aus Deutſchland und 
den Weſtgebieten Polens, Veranſtaltung von Vorträgen, kultu- 
relle Bildungsarbeit und Populariſierung der 
deutſch-polniſchen Probleme. — In dieſem Jahre hat der 
Weſtmarkenverein 4000 polniſche Kinder und Jugendliche aus Deutjch- 
land und 5000 weitere aus Oſtoberſchleſien und Pofen-Pommerellen 
in Serienkolonien untergebracht. Seit 1922 hat der Verein annähernd 
82 000 Kinder und Jugendliche in dieſer Weiſe betreut. 


Der volniſche Haushalt. 


Der 700 Seiten umfaſſende Entwurf des Haushalts- 
voranſchlages für das Nechnungsjahr 1935/36 iſt am 
30. Oktober dem Sejm zugejtellt worden. Die Ausgaben belaufen 
ſich auf 2132 Mill. Zloty. Der höchſte Poſten ift wie ſtets der des 
Kriegsminifteriums, für das 761 Mill. Slotu, ebenſoviel wie 
im Vorjahre, eingeſetzt find. Der Stat des Unterrichts- 
miniſteriums iſt dagegen um 18 Mill. Zloty gekürzt worden. 
Er macht mit 293 Mill, Zloty etwa ein Drittel des Wehretats aus. 
An dritter Stelle ſtehen unter den Ausgaben die Staatsſchulden 
mit 202 Mill. Zloty, 8 Mill. Zloty mehr als im vorigen Haushalt. 
Es folgt das Innenminiſterium mit 107 (gegen 105) Mill. 
Slotu: im Haushalt dieſes Miniſteriums find, wie auch in dem ver- 
ſchiedener anderer WMinifterien, Nüſtungsausgäben enthalten. Be- 
merkenswert iſt die Kürzung der Penfionen und Verſor⸗ 
gungen von 157 auf 152 Mill. Sloty. Der Haushalt des 
Arbeitsminifteriums hat ſich von 67 auf 57 Mill. Zlotü ver- 
ringert. Dagegen weiſt das Landwirtſchaftsminiſterium 
eine Erhöhung ſeiner Voranſchlagziffern von 25 auf 33 Mill. Zloty auf. 
Für ein Land, deſſen Bevölkerung zum weitaus größten Teil von der 
Landwirtſchaft lebt, muß dieſe Ziffer geradezu minimal anmuten. Eine 
geringe Ausgabenſteigerung von 30 auf 42 Mill. Zloty hat das 
Handelsminiſterium aufzuweiſen. Dagegen ſind im Haushalt des Finanz- 
ministeriums Einſparungen vorgenommen worden (von 116 auf 110 Mill. 
Sloty). Bei den Einnahmen entfallen 1024 Mill. Zloty auf die 
öffentlichen Steuern und Abgaben und 249 Mill. Sloty 
auf Verwaltungseinnahmen. Die ſtaatlichen Unter 
nehmungen dringen 67 Mill. Zloty ein, davon je 24 Mill. Zloty 
die Eiſenbahnen und die ftaatlichen Forſten und 16 Mill. Slotu. die 
Post. Die ſtaatlichen Monopole ſind mit 630 Mill. Zloty 
eingeſetzt. (Salzmonopol 46, Cabakmonopol 330, Streichholzmonopol 13, 
Staatslotterie 20). 12,8 Mill. Zloty Einnahme find aus dem ftaat- 

lichen Baufonds veranſchlagt. Die ordentlichen Einnahmen 
betragen alſo 1983 Mill. Zloty. Der Reft der Ausgaben ſoll durch 
außerordentliche Einnahmen gedeckt werden. 


Ein polniſches Tannenbergdenkmal. 
Am 28. Oktober ift in Soldau, nahe an der oſtpreußiſchen Grenze, 
etwa 30 Kilometer von dem deutſchen Tannenbergdenkmal entfernt, 
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ein Denkmal zu Shren des polniſchen Königs 
Jagiello eingeweiht worden, der vor über 500 Jahren in der 
Schlacht bei Tannenberg einen entſcheidenden Sieg über den deutſchen 
Ritterorden errang. 


Der „Saas“ ftellt fein Erſcheinen ein. 

Der Krakauer „Czas“, das Blatt der regierungstreuen KRonjer- 
vativen, wird mit dem J. Dezember endgültig ſein Erfcheinen einstellen. 
Schon im letzten Jahre war das Blatt, das zu den beſtredigierten und 
trotz ſeiner ſinkenden Auflagenzahl auch zu den maßgebenden Blättern 
Polens gehört, in finanzielle Schwierigkeiten geraten. Damals konnte 
die Einſtellung des „Czas“ noch einmal durch die Suſammenlegung mit 
dem Warſchauer „Diien Poljki* vermieden werden. Doch konnte der 
Leſerſchwund nicht mehr aufgehalten werden. 


Das Stammgut der Pilſedſtis. 


Das Beifpiel, das Deutjchland ſeinerzeit mit der Schenkung Neudecks 
für den Reichspräſidenten v. Hindenburg gegeben hat, ſcheint in Polen 
Nachahmung zu finden. Der Verband der polniſchen Nefer⸗ 
viſten hat, wie das „ABC“ berichtet, die Anregung zu einer Aktion 
gegeben, die darauf abzielt, das Samiliengut des Marſchalls 
Pilfudfki, Sulowo, von deſſen jetzigem Beſitzer zu kaufen und es 
in feinem alten Zuftand von vor mehreren Jahrzehnten wiederherzuſtellen. 
Die Aktion ſoll mit dem Tage der Unabhängigkeitsfeier, d. h. am 
11. Nodember, eingeleitet werden. Es iſt geplant, Julowo dem Marſchall 
an deſſen nächſtem Namenstage, am 19. März, als Geſchenk dar- 


zubringen. 


Gegen die endekiſche O ofition, 

Die Poſener Univerfität iſt eine Hochburg der National- 
demokratie. Um deren Einfluß zu brechen, wurden verſchiedene ein- 
ſchneidende Maßnahmen getroffen. Vor etwa einem halben Jahr wurde 

as Poſener Wojewodſchaftskomitee für die Unter- 
ſtützung der akademiſchen Jugend „reorganiſiert“, d. h. 
die nationaldemokratifchen Witglieder des Komitees wurden entfernt. 
Dann wurde der Seelſorger der Studenten, der bekannte 
nationaldemokratiſche Politiker Prälat Joſef Prondzynfki, durch 
einen politiſch zuverläſſigeren Geiſtlichen erſetzt. Weiter wurde der 
Kurator des emiſchen Hauſes, Prof. Sant⸗ 
kowſki, feines Poſtens enthoben, und ebenfo mußte der national- 
demokratiſche Vorſitzende der „Bruderhilfe“ einem An- 
hänger des Negierungsblockes weichen. Wegen dieſer Vorkommniſſe 
hatten ſich die politiſch oppoſitionellen ſtudentiſchen Korporationen der 
Univerſität geweigert, mit ihren Fahnenabordnungen zur Eröffnungs- 
feier des Studienjahres zu erſcheinen. Dieſe Weigerung nahm der 
Rektor der Univerſität, Prof. Runge, zum Anlaß, um die Tätig- 
keit fſämtlicher Korporationen, mit Ausnahme der vier 
regierungstreuen, zu [uspendieren, 


Volksempfänger in Polen, 


Am 1. Januar 1934 wurden in Polen 311390 Aund- 
funkabonnenten gezählt, fomit entfallen auf 1000 Ein- 
wohner 9 Rundfunkbörer. Polen ſteht mit diefer Zahl unter 
den europäifchen Ländern an 12. Stelle, weniger als 9 Hörer auf 1000 
haben nur noch fünf Staaten: Stalien (), Litauen, Qumänien, Spanien 
und Südflawien. Die überwiegende Mehrzahl der polniſchen Nund⸗ 
funkabonnenten haben jedoch noch immer Detektorapparate oder felbit- 
gebaute Lampengeräte. Um den Nundfunk zu verbreiten, hat der 
Polniſche Verband der elektrotechniſchen Induſtrie 
mit dem polniſchen Poſtminiſterium und dem Radio “Polfki einen Emp- 
fänger beim Staatlichen Inftitut für Fernſprechweſen bauen laſſen, von 
dem man annimmt, daß er wie der deutſche Volks- 
empfänger einen Maſſenabſatz in Polen finden wird. Es ſoll 
ein Swei-Nöhren-Gerät mit Lautſprecher ſein, der im Lizenzwege von 
allen polniſchen Radiofabriken erzeugt werden und zu einem Einheits⸗ 
preis von 140 Zloty auch gegen Teilzahlung verkauft werden ſoll. 


Flughafen in Odingen ſtatt in Danzig. 


Die Fluglinie Warſchau Danzig ſoll demnächft in eine Linie 
Warſchau— Sdingen umgewandelt werden. Die polniſchen 
Sivilluftfahrtbehörden haben bekanntgegeben, daß dieſe Verlegung der 
Landungsſtelle nach dem polniſchen Oſtſeehafen Edingen um Jo be- 
deutungsvoller ſein werde, als im Frühjahr 1935 die Eröffnung 
der Anſchlußlinie Gdingen — Malmö geplant ſei. Die ſkandi⸗ 
naviſchen Länder erhielten, wie es in der behördlichen Erklärung weiter 
heißt, hierdurch über Warſchau eine Flugverbindung nach den Balkan 
ländern, wobei die feit zwei Jahren beflogenen Strecken Warſchau 
—Bukareſt— Sofia — Saloniki den Anſchluß nach Süden 
bilden würden. 


Forma Roitinliordaen, 
Im Gebiet der Freien Stadt Danzig wurden am 3. November drei 
Brücken über die Königsberger und Elbinger 


Weichſel eingeweiht. Die Brücken verbinden den Kreis Niederung 
und die Nehrung einerſeits mit dem Kreis Großes Werder anderer- 
ſeits. Mit der Fertigstellung der Brücken iſt ein alter Wunſch der 
Niederungs- und Werderbewohner in Erfüllung gegangen. Gauleiter 
Sorfter konnte bei feiner Weiherede in Steegen mit Recht darauf 
hinweiſen, daß der Nationalſozialismus nicht nur Worte mache, ſondern 
den Worten auch Taten folgen laſſe. 


ee 


Aieſenbetrügereien zugewanderter Oſtjuden in Danzig. 


Die Danziger Polizei ift einem groß angelegten Betrugs- 
manöver oſtjüdiſcher Schieber in Danzig auf die Spur 
gekommen. Am 7. Oktober d. J. führte die Danziger Papier- 
großhandlung Salomon munwes auf dem Dampfer 
„Braka“ 560000 Kilo Papier, das fie von drei polniſchen Papier- 
fabriken bezogen hatte, angeblich nach Portugal, Braſilien und 
Holländiſch-Indien aus. Sie hatte dieſes Papier zu dem billigen 
Ausfuhrpreis, der etwa um 50 v. H. niedriger liegt als der 
Inlandspreis, aufgekauft. Ferner hatte ſie auch für dieſe angebliche 
Ausfuhr nur die erheblich niedrigeren polniſchen 
Sifenbahntaxife bezahlt. Sehr groß war das Erſtaunen bei 
den Danziger Sollſtellen, als das Schiff bereits am 15. Oktober wieder 
mit der vollen Ladung in Danzig eintraf. Die jüdiſchen Gauner hatten 
die Abſicht, das Papier mit einem Nieſengewinn zu den hohen 
Inlandspreiſen auf dem Danziger Markt abzusetzen. Vor einigen 
Monaten war den Betrügern ſchon einmal ein folches Manöver mit 
90 O00 Kilo Papier, das ſie gleichfalls „ausgeführt“ hatten, gelungen. 
Jetzt war die Polizei der „geſchäftlichen Cüchtigkeit“, wie man die 
Betrügereien dieſer jüdiſchen Parafiten in den Seiten der November- 
republik wohl genannt hätte, gewachſen. 


Frankreich weiſt wieder Polen aus. 


Ende Oktober hat Frankreich erneut 882 polniſche Bergleute aus- 
gewieſen. Die polniſche Preſſe bemerkte dazu, daß gegen die Polen 
Maßnahmen ergriffen worden ſeien, die nach bewußter Gewalt 
und Böswilligkeit ausjähen. Man könne daher leider nicht 
nur den franzöſiſchen Unternehmern die Schuld an einer der- 
artigen Behandlung der polniſchen Bergarbeiter geben, da die Aus- 
weiſung ohne Mitwirkung der framzöſiſchen Behörden nicht mög⸗ 
lich geweſen wäre. Die ſteigende Sahl der franzöſiſchen Arbeitsloſen 
könne nicht allein der Grund für dieſes Vorgehen Jein, ſondern es 
müßten auch noch andere Beweggründe mitspielen. In Polen ſei 
man jedenfalls zunächſt überrascht, aber dieſe Überraſchung könne ſich 
ſehr leicht in eine lebhafte Entrüftung verwandeln. Die Vernichtung 
der polniſchen Bergleute gereiche Frankreich nicht zum Nuhme. 


Ein Schwergewichtsmeiſter der Sowjetdiplomatie. 


Der Krakauer „Iluſtrowannh Kurjer Codzienny“ beſchäftigte ſich in 
einem vier Spalten füllenden Leitartikel mit dem neuen Somjet- 
botſchafter in Berlin, einem „Meiſter der revolutionären Arbeit und 
der politiſchen Nänke“. Moskau, meint das Blatt. betrachte Berlin 
als einen ſeiner wichtigſten außenpolitiſchen Poſten. Deshalb habe es 
„an Stelle des paſſiven und ſchwachen Chientſchuk den beſten „Schwer- 
gewichtsmeijter‘, den es in ſeiner diplomatiſchen Garnitur überhaupt 
befitze, als Botſchafter nach Berlin geſchickt. Chientſchun habe über- 
haupt nicht zum Clan der roten Diplomatie gehört, ſondern ſei ein 
Vertreter der wirtjchaftlichen Kreiſe Sowjetrußlands geweſen. Seine 
Stellung zu Stalin und dem Politbüro ſei ſchwach geweſen, und wenn 
er überhaupt zur Kommuniſtiſchen Partei gehört habe, Jo hätte er in 
ihr jedenfalls an zweiter Stelle geſtanden und hätte in der Kreml⸗ 
Kamarilla überhaupt nichts zu ſagen gehabt. Seiner beſcheidenen per⸗ 
fönlichen Stellung entſprechend habe er auch in Berlin nur einen be⸗ 
ſcheidenen Kreis politiſcher Aufgaben zu erfüllen gehabt. Dieſe hätten 
ſich eigentlich nur auf paſſive Beobachtungen bei Verzicht auf jede 
Initiative beſchränkt. Suritz, den Nachfolger Chientſchuks, charal 
terifiert das polniſche Blatt u. a. in folgender Weiſe: „Im Gegenſatz 
zu ſeinem Vorgänger ſei Suritz perſönlich ein überzeugter 
Bolſchewik. Unter den an der Spitze der Kommuniſtiſchen Partei 
ftebenden Perſönlichkeiten nehme er eine ſehr ſtarke Stellung ein. Er 
gehöre nicht ju dem Typus der Sowjetdiplomaten, denen man einen 
Schutzengel in Geſtalt eines Agenten der SPU beigebe, denn er 
behüte ſich ſelbſt und habe, ehe er in den e Dienſt ein- 
getreten ſei, einige Zeit in der damaligen Cſcheka hervorragend 
gearbeitet und den Beweis geliefert, daß er auch auf dieſem Inſtru⸗ 
ment zu ſpielen verſtehe. Die längſte Seit feiner politiſchen Tätigkeit 
habe Suritz in der türkiſchen Hauptstadt verbracht, wo er nicht nur 
Geſandter bei der Regierung Kemal Paſchas geweſen ſei, ſondern 
feine Vollmacht habe die ganze mohammedaniſche Welt 
umfaßt, in erſter Linie alle unabhängigen arabifchen Staaten, ferner 
Agupten und auch die mohammedaniſche Bewegung in Indien. Auf 
diefem scheinbar beſcheidenen, in Wirklichkeit überaus wichtigen Poſten 
habe Suritz über 10 Jahre gearbeitet und dabei ungewöhnliche Talente 
entwickelt. In manchmal ſehr unerwarteter und ſenſationeller Weiſe 
habe er die engliſchen Pläne in Bagdad, Mekka und ſogar in Kairo 
durchkreuzt. Kürzlich von Litwinow nach Moskau berufen, habe Suritz 
dort Beweiſe ſeiner hohen Kunſt gegeben und in kurzer Seit die 
ſowjetrufliſch-bulgariſchen Beziehungen ausgeglichen ſowie bei 
der Regelung der Beziehungen zu Rumänien hervorragend mit- 
gewirkt. Kurz, auf dem Berliner Poſten befinde ſich jetzt — fin 
der Krakauer „Kurjer“ — ein tatkräftiger und geſchickter ann‘, 
der ſowohl dem Auswärtigen Amt wie der Geheimen Staatspolizei 
viel zu ſchaffen machen werde. 


Polens Botſchafter in der Welt. 

Nach der Umgeftaltung der deutſchen und polnischen Geſandtſchaften 
in Berlin und Warſchau in Botſchaften ift die Seftftellung intereſſant, 
in welchen Staaten Polen bereits Botſchaften beſitzt. 

Der erſte Austauſch von Botſchaftern erfolgte im November 
1924 zwiſchen Srankreich und Polen, auf Antrag des damaligen 
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franzöſiſchen Miniſterpräſidenten und Außenminifters Poincaré und des 
damaligen polniſchen Außenminiſters Skrzynjki. Gleichzeitig erklärte ſich 
der Papſt damit einverstanden, daß die polniſche Gefandtſchaft im 
Vatikan in eine Botſchaft umgeandert wird. Die dritte polnische 
Botſchaft wurde auf Antrag Alufſolinis im Juli 1929 beim 
Quirinal gebildet. Im November 1929 erfolgte der Aus- 
tauſch von Botſchaftern mit England. Im März 1930 wurde 
die polniſche Geſandtſchaft in Waſhington in eine Botſchaft um- 
gewandelt. Im Jahre 1931 ſchuf Polen eine Botſchaft in der 
Cürkei. Im Jahre 1934 fchließlich wurden die beiden letzten Bot⸗ 
9 gegründet, und zwar im April in Moskau und jetzt in 
er lin. 

Die acht polniſchen Botſchaften (einfchließlich Vatikan) werden von 

folgenden Botſchaftern geleitet: in Paris Alfred Chlapomfki (eit 
1924), beim Vatikan Graf Wladyslaus Skrzunſki (eit 1924), beim 
Quirinal Alfred Wyfocki (leit 1933), in Walhington Stanislaus 
Patel eit 1933), in der Türkei Graf Jerzy Potoci (eit 1933), 
in Moskau Julius Pukajiemicz (eit April 1934), in London Graf 
Eduard Raczynjki (eit einigen Cagen) und ſchließlich in Berlin 
vom bisherigen Geſandten Joſef Lipfki. 
1 Smwei polniſche Botſchafter find auf ihrem Poften geſtorben: 
im Jahre 1932 der Botschafter beim Quirinal Graf Stefan 
Przezdzieci und im Jahre 1933 der Botschafter in der Türkei 
Kazimier: OlJzowfiki. Swei ehemalige Botſchafter leben im 
QAubejtand, und zwar der ehemalige Botſchafter in London, Fürſt 
Konftantin Skirmunt, und der ehemalige Botſchafter in Walhington, 
Titus Filipowicz:. 

Erſter polniſcher Sejandter in Berlin war Szebeko, zweiter 
Jerzy Madeyfki. Von 1922 bis 1928 war der verſtorbene Kaſimir 
Olfzomfki Geſandter in Berlin, von 1928 bis 1931 Noman Knoll. 
Dann zwei Jahre lang Alfred Wy o ch i. Lipſki iſt alſo der ſechſte 
polniſche Geſandte und der erſte polniſche Botſchafter in Berlin.“ 


Der Pakt der baltiſchen Staaten. 


Am 3. November wurden in Riga die Natifikationsurkunden des 
Vertrages über die Verständigung und Zuſammenarbeit zwiſchen Eſt⸗ 
land, Lettland und Litauen vollzogen. In diefem Vertrag ſind u. a. 
regelmäßige Konferenzen der Außenminiſter der drei Staaten vorgeſehen. 
Die erſte derartige Konferenz wird Ende November in Neval Jtaıtfinden. 
Das öſtliche Mitteleuropa weiſt alſo jetzt drei Staatengruppen auf, 
die vertraglich vereinbart haben, in außenpolitiſchen Angelegenheiten 
gemeinſam aufzutreten: Im Nordojten ſind dies: Ejtland-Lettland- 
Litauen, im Donauraum die een e e 
und auf dem Balkan Numänien-Südſlawien-Griechenland-Cürkei. 


Deutſche Filme in Prag. 

Das Blatt der tchechiſchen Agrarier, „Vecer“, beklagt ſich darüber, 
daß man in den Prager Kinos „beinahe keine anderen Filme mehr zu 
ſehen bekomme als deutſche“. Das Blatt beruft ſich hierbei auf eine 
J. Silmovy Spravodaj“ (Cſchechiſcher Silmbericht“) abge- 
druckte Statiſtik: Demnach find im Monat September d. J. in Prag 
19 Silme aufgeführt worden. Davon waren 2 in tſchechiſcher, 10 in 
deutſcher, 3 in engliſcher und franzöſiſcher und I in ruſſiſcher Sprache. 
Auf tſchechiſch geſprochene Silme fielen 19 Spielwochen, auf deutſch 
geſprochene Filme 36 Wochen, auf engliſch und franzöſiſch geſprochene 
Silme je 7 Wochen und auf den ruſſiſch geſprochenen Film 2 Wochen. 
„Das ſind“, meint das Agrarierblatt, „in der Tat für Prag und unſere 
Sifmunternehmungen erſchütternde Erſcheinungen.“ Es ſei nur ju be- 
grüßen, daß man jetzt in den tſchechiſchen Silmateliers daran gebe, 
fremdſprachige Filme tſchechiſch zu beſprechen. 


Studenten an die Oſtfront! 


Die Deutſche Studentenschaft hat ſich noch einmal mit einem Auf- 
ruf an die akademiſche Jugend gewandt: „Die bejonderen Aufgaben 
der ſtudentiſchen Jugend (heißt es darin) liegen im deutſchen Olten. 
Dort allein wird nach dem Willen unjeres Führers das Schickſal 
des deutſchen Volkes Jeine entſcheidende Wendung erhalten. 
Eigenwillige und poſitive Kräfte haben ihre Aufbauarbeit im Oſten 
des Vaterlandes begonnen. An uns liegt es, dieſe Arbeit weiter 
zu tragen. Breslau und Danzig, an all ihren Grenzen von 
fremdem Volkstum und Kultureinflüſſen umgeben, bedürfen unjeres 
beſonderen Einſatzes. Deshalb ruft die Deutſche Studentenſchaft zum 
II. Oftfemefter diesmal beſonders an die Univerjität und Cechniſche 
Veli den Breslau und die Technische Hochfchule Danzig auf. 
Aktiviften an die deutſche Oſtfront nach Breslau und Damigl* 

Studenten, die in Breslau oder Danzig ſtudieren, haben folgendes 
zu beachten: Die Studierenden, die am Oſtſemeſter an den, Bres⸗ 
lauer Hochſchulen (Univerjität und Cäechniſche Hochschule) im 
Winterjemeſter 1934/35 teilnehmen, erhalten außer der üblichen Fahr ⸗ 
preisermäßigung der Reichsbahn von 50 vo. H. eine 
weitere Ermäßigung don leiten der Breslauer 
Studentenſchaft von 25 v. H., wenn ihr Heimatort über 
200 Kilometer von Breslau entfernt it. Meldungen für das Ojt- 
ſemeſter ſind umgehend an die Studentenſchaft Breslau, Annengaſſe, 
zu richten. — Die Überweiſung der zum Lebensunter⸗ 
halt in Danzig notwendigen Beträge machen keine 
Schwierigkeiten mehr, da fie bis zu J60 Mark für den Monat durch 
freie Überweiſung im Inlandsverkehr an die Deutſche Bank und 
Disconto-Geſellſchaft, Depoſitenkaſſe P 2 (Poſtſcheckkonto Berlin 
137 325), Berlin Ws, Kurfürſtendamm 217, auf das Konto der 
Geſellſchaft von Freunden der Danziger Hochſchule geſchieht. 
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Pant will diktieren. 


Der Senator Dr. Pant, der zugleich Leiter der Deutſchen 
Shriſtlichen (rüher Katholiſchen) Volkspartei und des 
Verbandes deutſcher Katholiken in Polen iſt, verjucht 
in ſeinem Bereiche ein diktatoriſches Regiment zu führen. Doch ſtößt 
dieſer nach Wien orientierte, reichsfeindliche Klerikale, der in ſeiner 
Wochenſchrift „Der Deutſche in Polen“ eine niederträchtige Ver- 
leumoungspropaganda gegen den Nationaljozialismus betreibt, offen- 
bar auch in den Kreiſen ſeiner bisherigen Anhänger auf einen ſtetig 
wachſenden Widerſtand. Dieſen glaubte Pant offenbar dadurch über- 
winden zu können, daß er vor kurzem den Ausſchluß einiger der be⸗ 
kannteſten Perſönlichbeiten des katholiſchen Deuſſchtums in Polen, 
unter ihnen den Vomherrn Paech, aus dem Verband der deutſchen 
Katholiken verfügte. Dieſer Ausſchluß wurde von vier Mitgliedern 
des 22 Mitglieder umfalſenden Hauptvorſtandes des Verbandes be- 
ſchlollen. Die Rechtmäßigkeit dieſer Maßnahme iſt zum mindeſten 
noeifelhaft. Pant glaubte jedoch dieſen diktatoriſchen Weg wählen 
zu mülſen, weil er bejürchtete, auf andere Weiſe der ſtarken Oppojuion, 
die lich innerhalb des Verbandes immer deutlicher gegen feinen reichs⸗ 
ſeindlichen politiſchen Klerikalismus Wiener Prägung erhebt, kaum 
noch Herr zu werden. Von der Oppfition wird der Ausſchluß des 
Vomherrn Paech und der anderen katholiſchen deutſchtumsführer als 
nicht zu Recht bestehend betrachtet. Und Paul hat vor der Oppojıtion 
den Rückzug antreten müjjen. Im Dezember Joll die diesjährige 
fällige SauptverJammlung des Verbandes ſtattfinden, 
die Paul bisher gefliſſenlich hinausgezögert hatte, um den Verband 
vorher erſt noch in jeinem Sinne von volksbewußten katholiſchen 
Deutſchtumsführern zu „ſäubern“. Die Einberufung der Haupt- 
verſammlung wurde von zehn Hauptvorſtandsmitgliedern aus “Polen, 
Pommerellen und Oſtoberſchleſien unter Berufung auf die Satzung des 
Verbandes gefordert. In dem an Paul gerichteten Schreiben heißt 
es u. a.: Wir begründen unſern Antrag mit der zwin⸗ 
genden Notwendigkeit einer ſofortigen Neuwahl 
des Vorſtandes.“ Daß eine ſolche Notwendigkeit beſteht, iſt nicht 


zu bezweifeln. Paul ift durch feine verbiſſene und gehäſſige Seind- 
Ichaft gegen Nationalſozialismus und damit gegen das Reich als 
Deutſchtums führer in Polen unmöglich geworden. 
Es ilt zu hoffen, daß jetzt mit den dejtruktiven Clementen, die Jih um 
Paul geſammelc haben, endlich und radikal Schluß gemacht wird. 

Es iſt verſucht worden, die Perſon des Senators Paul 
aus der hetzeriſchen Atmosphäre, die ſich um ſie gebildet hat, heraus- 
zubeben und die Sache Jo binzuftellen, als ſei Paul ja „gar nicht Jo 
Ichlimm“, wie es ausſieht. Er jei nur von Leuten umgeben (wie vor 
allem von dem ehemaligen Chefredakteur des „Oberſchleſiſchen Kurier“, 
Mayer), deſſen Tätigkeit den „unschuldigen“ Dr. Paul in ein 
ſchiefes Licht gebracht hätten. Mayer flog ſeinerzeit wegen Jeiner 
offen zur Schau getragenen Seindſchaft gegen Deulſchland aus der 
Schriftleitung des „Oberſchleſiſchen Kurier“, der ſich von der Paulſchen 
Chriſtlichen Volkspartei löſte, hinaus. Ein merkwürdiger Sufall wollte 
es, daß er gerade in denjelben Tagen den — päpſtlichen Segen erhielt. 
Möglich, daß Mayer in der Propaganda für eine Hitler feindliche 
klerikale Politik aktiver und bösartiger iſt — was ſich dielleicht daraus 
erklärt, daß ihm ein hoher Polten als jentrumlicher Staatsbeamter 
im Reich, auf den er gehofft hatte, durch die politiſche Entwicklung 
in die Binſen gegangen il. Das kann aber für die politiſche Tätig- 
keit des Senators Paul keine Entlaſtung oder Entfchuldigung ſein. 
Paul ift die Seele des nach ien orientierten 
Kurſes in der Volkspartei wie im Katholiken 
verband. Er deckt mit ſeinen Namen alles, was ſich Mayer und 
ähnlich eingeſtellte Leute aus ſeiner Umgebung leiſten. Er iſt der 
Verantwortliche für die Haltung des Hetzblattes „Der Deutſche in 
Polen“, deſſen Inhalt ſelbſt nach dem Urteil von Syſtemleuten, die 
Wert auf die Seſtſtellung legen, daß ſie keine Nationaljozialiften ſind, 
eine fortgeſetzte Beleidigung der volksbewußten Deutſchen in Polen 
darſtellt. Paul iſt untragbar. Die bevorſtehende Hauptverſammlung 
a re deutſcher Katholiken wird für ihn eine Macht- 
probe ſein. i 


Die Tarnowitzer Knappſchaft in Not. 


Die Knappſchaft in Carno witz ift in ſchwere finanzielle 
Not geraten. Mit dem raſchen Aufftieg der oberſchleſiſchen Wirtschaft 
in den letzten Vorkriegsjahrzehnten erlebte auch der Oberſchleſiſche 
Knappfchaftsverein eine raſche Aufwärtsentwicklung. Er zählte weit 
über 100000 Mitglieder. Die Einnahmen aus den Beiträgen zur 
Penſions- und Krankenkaſſe wuchſen gewaltig an. Zahlreiche Kranken 
häuſer und andere Einrichtungen wurden geſchaffen. Dabei konnten 
immer noch große Heldreſerven aufgehäuft werden. Aus dieſen 
verfügbaren Mitteln hat der Knappfchaftsverein in den Jahren 1904 
bis 1921 Anleihen aller Art in Höhe von über 
20,3 Millionen Soldmark vergeben. Sumeiſt hat es ſich 
um langfriſtige Anleihen gehandelt. Die Schuldner hatten es bis zur 
Inflation mit der Nück zahlung nicht eilig. Sie zahlten dann in ent⸗ 
wertetem Gelde zurück. Die 20,3 Mill. Soldmark, die der 
Knappſchaftsverein an Anleihen vergeben hatte, ſind ihm auf 
3,3 Mill. Zloty aufgewertet worden. Auf Grund eines 
Sntſcheides des Völkerbundes haben die Schuldner jetzt 
insgefamt 3,75 Mill. Zloty zurückzuzahlen. 


Die größten Schuldner find Kattowitz (mit 7,5 Mill. Gold- 
mark), Neukölln (mit 2,99 Mill. Goldmark), die Knappſchaftsberufs⸗ 
genoſſenſchaft (mit 1,173 Mill. Goldmark) und Hindenburg (mit 
1,058 Mill. Holdmark). Weiter gehören zu den Anleihenehmern die 
Kommunen Clewe, Bonn, Beuthen, Wittenberge, Natibor, Lublinitz, 
Paruſchowitz, Lipine, Scharley, Dirſchau, Oliva, Nybnik, Tarnowitz, 
Königshütte uſw. ſowie die Kattowitzer AS, die Beuthener 
St.-Marien-Parochie, Gieſches Erben u. a. m. Auf die Schuldner 
in Deutſchland entfallen 9,35 Mill. Goldmark Anleihe, von 
denen 1,085 Mill. Zloty zurückzuzahlen ſind. Die Anleihen, die von 
Kommunen und ſonſtigen Schuldnern im heutigen Polen auf- 
genommen worden ſind, belaufen ſich auf 10,405 Mill. Goldmark. 
Davon Jind 1,050 Mill. Goldmark auf 1,198 Mill. Zloty aufgewertet 
worden. Von den obigen 9,353 Mill. Goldmark, deren Aufwertung 
noch ſchwebt, ſind ihr erjt etwa 19000 Zloty zurückgezahlt worden. 
Der Knappſchaftsverein hat alfo den weitaus größten Teil feines Ver- 
mögens verloren. Er will ſich, wie es heißt, mit dem vom Völkerbund 
gefällten Aufwertungsentſcheid nicht zufrieden geben und weitere 
Rechtswege beſchreiten. Der Vermogensverluſt fällt für 
den Knappſchaftsverein um Jo ſchwerer ins Gewicht, als er auf der 
einen Seite einen großen Teil ſeiner Mitglieder verloren hat, auf der 
anderen Seite aber ſeine Verpflichtungen ſtändig geſtiegen ſind. 
Heute ſtehen 46000 beitrag zahlenden Mit- 
gliedern 57000 zu unterſtützende Rentner gegen 
über. Ein Nentenbezieher erhält z. 5. jährlich etwa 600 Sloth; ein 
Mitglied zahlt dagegen im Jahr nur etwa 250 Zloty Beitrag. Die 
Neſerven, die durch die Geldentwertung ohnehin zum großen Teil ver⸗ 
loren ſind, find bei einem derartigen Mißverhältnis von Einnahmen 
und Ausgaben naturgemäß raſch aufgebraucht worden. Die Folge ift, 
daß der Rnappfchaftsverein gezwungen fein wird, feine Leiſtungen 
ftark einzuſchränken und Jeine Beiträge, die die höchſten in 
den verſchiedenen Industrieländern Europas Jind, noch weiter zu ſteigern. 


Der Kompeniationsverkehr. 


Die polniſchen Wirtſchaftskreiſe ſcheinen mit dem Kompenjations- 
abkommen mit Deutſchland nicht zufrieden zu fein. Vor allem die Holz- 
exportkreiſe hatten mehr von dem Vertrage erwartet. Sie hatten, wie 
die in Danzig erſcheinende Zeitſchrift „Der Holzexport“ ausführt, gehofft, 
die Beträge, die in Deutſchland infolge der Unmöglichkeit, Deviſen zu 
erhalten, eingefroren ſind, freizubekommen und ihre Ausfuhr nach 
Deutschland in größerem Umfange ſteigern zu können. Über die Auf⸗ 
tauung der in Deutſchland feſtgelegten, aus diesjährigen Lieferungen 
ſtammenden Beträge ift, wie im „Holzexport“ feſtgeſtellt wird, noch keine 
Vereinbarung getroffen worden, und auch die Möglichkeit einer ver- 
mehrten Holzausfuhr ſei nur gering, da von den 25 Mill. Zloty, für 
die nach dem Abkommen polniſche Waren nach Deutſchland im Kom- 
penſationswege ausgeführt werden können, nur 9 Mill. Zloty für den 
Holzexport vorgeſehen ſeien. Das Blatt weiſt darauf hin, daß in früheren 
Jahren eine einzige größere Holzexportfirma einen größeren Umſatz 
gehabt habe als dieſen Betrag. Dabei ſei es noch fraglich, ob dieſe im 
Abkommen vorgeſehene Quote auch voll ausgenutzt werden könne. Nach 
dem vereinbarten Verrechnungsmodus kann es allerdings vorkommen, 
daß das nicht der Fall ſein wird. Denn die Polniſche Geſellſchaft für 
Kompenſationshandel wird eine volle Ausnutzung der an ſich vorgeſehenen 
Exportquoten nur dann zulaſſen können, wenn von polnischen Importeuren 
für Bezahlung deutſcher Waren Beträge in entsprechender Höhe bei 
ihr eingezahlt worden ſind. Wenn alfo nicht für 25 Mill. Sloty Waren 
aus Deutſchland nach Polen eingeführt werden, iſt natürlich auch nicht 
damit zu rechnen, daß Deutschland in voller Höhe des im Abkommen 
vorgeſehenen Betrages polniſche Waren aufnehmen wird. In, den 
polnischen Holzexportkreiſen aber ſcheint man an der Aufnahmefähigkeit 
und -willigkeit des polniſchen Marktes für die im Abkommen feſtgeſetzten 
Kontingente für deutſche Erzeugniſſe u zweifeln. 

Gewiſſe Schwierigkeiten für die Durchführung des Kompenſations- 
abkommens ergeben ſich auch daraus, daß der deutsche Export nach 
Polen zeitlich nicht immer mit dem polniſchen Export nach Deutschland 
zusammenfällt. Dr. Kulikowſki, der Präfident der Polnischen 
Geſellſchaft für Kompenſationshandel, weiſt in einem Artikel, der in den 
„Breslauer Neueſten Nachrichten“ erſchienen iſt, darauf hin, „daß auf 
polniſcher Seite der Export mit der Saiſon verbunden iſt und in der 
Regel Barzahlung erfordert, während der Import aus Deutfchland 
gleichmäßig während der ganzen Dauer des Ab- 
kommens ſtattfinden kann, wobei es ſich in der Mehrzahl der Sälle 
um Waren handelt, die gewöhnlich auf kürzeren oder längeren 
Kredit verkauft werden. Es könnte alſo der Fall eintreten, daß der 
polniſche Exporteur zu lange auf den Eingang des Gegenwertes für die 
verſchickten Waren warten muß. Ein ſolcher Sachverhalt könnte offen- 
ſichtlich zu einer Unluſt bei den Exporteuren führen und ſich negativ auf 
dem Umfang der vorgeſehenen Transaktionen zum Schaden beider Seiten 
auswirken. Um diefer Gefahr zu entgehen, ift die Suſammenarbeit 
zwiſchen der polniſchen Kompenſationsgeſellſchaft in Warſchau und 
Banken notwendig, die ſich mit der Finanzierung der Crans 
aktionen beſchäftigen und auf dieſe Weiſe die Seitpunkte 
der Warenverſendung und der Warenbezahlung 
näher aneinander heranbringen.“ 
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Das oſtpreußiſche Volkslied. 


Das „Inſtitut für Heimatforſchung an der Univerſität Königs- 
berg“ hat mit Unterstützung des „Reichsbundes Volkstum und 
Heimat“ eine Sammlung von 50 maſuriſchen Volksliedern her— 
ausgegeben. Das Heft iſt dazu beſtimmt, altes deutſches Volks- 
liedgut, das ſich in Majuren zum Teil in der ſprachlichen 
Verkleidung des landſchaftlichen Dialektes erhalten hat, im 
Volke und vor allem in der Jugend wieder lebendig zu machen. 
Univerſitätsprofeſſor Dr. Joſeph Müller- Blattau 
ſtellte aus Anlaß dieſer Veröffentlichung nachſtehende Be- 
trachtung über die Crforſchung des oſtpreußiſchen 
Volksliedes zur Verfügung: 

Das Wort „Volkslied“ iſt zu Beginn der Goethezeit in Oſtpreußen 
geprägt worden. Sein Schöpfer, J. G. Herder, war Oſtpreuße. Er 
war zugleich der erſte, der zum Sammeln und Neuſchaffen der Volks- 
lieder aufrief. Was hat Oſtpreußen ſeither für ſein Volkslied geleiſtet? 
H. Friſchbier gab die erſte, heute noch nicht voll ausgeſchöpfte 
Sammlung oſtpreußiſcher Volkslieder (1877) und oſtpreußiſcher Volbs⸗ 
reime und Volksjpiele (1867) heraus. Aber durch die Ungunſt der Seit 
fehlte, wie einſt auch bei Herders „Volksliedern“, das eine unerſetzliche 
Element, die Weiſe. Erſt Plen fats „Liederſchrein“, der bis heute 
noch nichts von feiner befruchtenden Wirkung eingebüßt hat, behob 
diefen Mangel. Hier wurden auch Lieder, die urſprünglich in litauiſcher 
oder maſuriſcher Sprache geſungen wurden, in Verdeutſchung gegeben. 
Sie gingen von da aus wieder in den Beſitz der Jugend über. Eduard 
Ro eſe aber ſchöpfte in ſeinen „Lebenden Spinnftubenliedern“ aus dem 
Liedgut einer einzigen oſtpreußiſchen Landschaft, des ſüdlichen Natangen. 

Das „Inſtitut für Heimatforſchung an der Univer⸗ 
lität Königsberg“ nahm ſchließlich nach dem Kriege die Volks- 
liedarbeit planvoll wieder auf. Es war anzunehmen. daß Oſtpreußen 
als deutſche Hrenzmark altes Volksliedgut länger 
und reiner bewahrt hatte, als andere deutſche Landſchaften. 
Die erjten Ergebniſſe aber übertrafen alle Erwartun B 
In den vom Inftitut herausgegebenen „Plattdeutſchen Volksmärchen“, 
die Hertha Srudde (Beisleiden) geſammelt hatte, wurde ein ein- 
zigartiger Schatz gehoben: an 100 Weilen zu den Singverfen der ver⸗ 
ſchiedenſten Märchen. Es waren dies Weiſen, die zur Zeit, als die 
Brüder Grimm im Neich ihre Volksmärchen ſammelten, dort ſchon 
tängft verklungen waren. Hier, in Oſtpreußen, hatten fie ſich bis an die 
Schwelle unjerer Zeit erhalten. Alle Arten von Volksliedmelodien, vom 
urtümlichen Ruf des Mittelalters bis zur Polkamelodie des 19. Jahr- 
hunderts, waren vertreten. Und noch iſt viel, ſehr viel zu tun. 

Die Arbeit ging weiter. Junächſt galt es zu Sammeln und 
aufzuſchreiben, damit nichts verloren gehe. Hier leiſtet die 
Lehrerfchaft wertvpollſte Mitarbeit. Beim Sammeln kommt es 
zunächſt an auf Wort und Weiſe. Oft iſt bei der Melodie der zer⸗ 
jungene Gebrauchsſtand ſchwierig im Notenbild zu falfen. Dann können 
vom önſtitut aus beſonders geſchulte Kräfte auf Wunſch zu dieſem 
Sweck entfandt werden. Der Sragebogen (der vom Inſtitut koſtenfrei 
ausgegeben wird) erbittet auch Auskunft über die jeweilige Lebens⸗ 
ſituation des Liedes: wo, von wem, wann und wie es geſungen wird. 
Denn erft jo läßt ſich ein geſchloſſenes Bild vom lebendigen oſtpreußiſchen 
Volkslied gewinnen. Eine große, umfallende, wiſſenſchaftlich gegründete 
Ausgabe der Lieder ift letztes Siel. Inzwiſchen werden die einzelnen 
Landſchaften beſonders erforſcht. Für Natangen ſtellte wiederum 
Hertha Grudde einen reichen Beſtand zuſammen, der der Ausgabe 
harrt. Nationalpolitiſche Gründe bewogen aber das Inſtitut, den 
Grenzlandſchaften Maſuren und Ermland beſondere Aufmerk- 
ſamkeit zuzuwenden. Eine Sammlung ermländiſcher Volkslieder ſteht 
vor dem Abſchluß. Maſuren aber erwies ſich für die geſchilderte Volks⸗ 
liedarbeit als bejonders ertragreich. Ein Lehrer war es, der uns zum 
maſuriſchen Volkslied den Weg bahnte. Selbft Kind des Landes, 
Bauernfohn, mit der Sprache vertraut, wurde er nicht müde, immer 
wieder zu Jammeln und zum Aufſchreiben anzuregen. Er machte die 
"Menfchen ausfindig, die die ſchönſten Lieder kannten, er ſchrieb die 
Texte und veranlaßte ſchließlich das Inſtitut, Prof. Müller⸗Blattau 
(den Schreiber diefer Zeilen), zum Notieren der Weiſen zu ſenden. In 
vier Tagen konnten 250 unbekannte Liedmelodien aufgezeichnet werden. 

In einer lieblichen, hügeligen Landſchaft, die belebt und gegliedert 
iſt durch Seen und Slüffe, lebt dort in Maſuren ein kräftiger, boden- 
ſtändiger Bauernſtand. Dieſe Menſchen ſtehen feſt im Leben, fie meiftern 
den Alltag mit kräftiger Hand. Aber zugleich find fie tief mit der 
Natur verbunden, gemütvoll, fromm. Ihr eigenſter, ja vielleicht einziger 
unmittelbarer Lebensausdruck iſt das Volkslied. In einem älteren 
Werk über Maſuren heißt es: „. .. Der Volkslieder gibt es nicht 
wenige, und dieſe haben meiſt Liebe, Sehnjucht und Liebesklage zum 
Gegenſtande, wiewohl ſich auch ſolche von ſcherzhaftem und launigem 
Charakter vorfinden. Die Mehrzahl atmet tiefe Empfindung und zeugt 
von kindlicher Sinnesreinheit ... Die Gelanasweilen tragen jo ſehr 
das Gepräge echter Einfalt und eines unverdorbenen Gefühles an ſich, 
daß ie ſich wirklich als Ergüſſe einer reinen Begeiſterung kundgeben, 
und gewiß verdient manches dieſer Lieder den Schöpfungen der ge⸗ 
feiertſten Meiſter der Conkunſt an die Seite geſetzt zu werden.“ Dieſe 
Boſchreibung gilt vollinhaltlich noch für die Gegenwart. 

Es ift für den Volksliedfreund das Erſtaunliche, daß ſich hier in 
Mafuren ein Beſtand von Volksliedern des 16,17. und 
18. Jahrhunderts unverſehrt erhalten hat. der im 
Reich längftverklungen ilt. Das bewahrende Element iſt die 


Eigenſprache der Maſuren, die man fälſchlich als „polniſch“ bezeichnet 
hat. Sie iſt vielmehr ein mit altpreußiſchen und deutſchen 
Slementen durchſetzter maſowiſcher Dialekt, der 
weitgehend polonijiert worden iſt. In dieſe Sprache 
übertragen oder in ihr erfunden, haben lich die Lieder bis an die Schwelle 
der Gegenwart, bis zu den jetzigen Großeltern und Eltern erhalten. 
Mit dem Sterben der maſuriſchen Sprache aber ſind 
ſie zum Verklingen verurteilt, wenn es nicht ge- 
lingt, ſie aufzuzeichnen und als deutſche Lieder der 
Jugend wiederzugeben. Eine große, geſchichtlich einmalige 
Aufgabe! 


Wird, was bier gewollt ift, jemals gelingen? Dem Ziweifler möchten 
wir entgegenhalten, daß die Kleine, nicht immer einwandfreie Ausgabe 
„Mafuriſche Volkslieder“ von Boromfki-Lukat be⸗ 
reits in dieſem Sinne ſich bei der Jugend ausgewirkt hat. Inzwischen 
ift auch als Heft der „Singſtunde“ (herausgegeben von Fritz Jöde) 
eine kleine Auswahl maſuriſcher Lieder (von Gunia-Sezioromfki) 
erſchienen. Dem Inftitut für Heimatforſchung der Univerjität Königs⸗ 
berg erſchien zunächſt die Herausgabe von Liederblättern am 
wirkſamſten. Sünf ſind bereits erſchienen, vier maſuriſche und ein erm- 
ländiſches Volkslied enthaltend. Sie können vom önſtitut für den 
Gebrauch in Schule und Haus bezogen werden. 


Entſcheidend aber für das Gelingen iſt die wichtigſte Catſache, daß 
die Melodien deutſche Weiſen find. Am eheſten iſt das an 
den Tanzliedern zu fallen und nachzuweiſen. Das meiſtgeſungene 
Tanzlied, das heute noch in Maſuren zu einem ſchönen luriſchen Text 
von den Erwachſenen gejungen wird, iſt bei uns als der Kinderreigen 
vom „ISürſt von Thoren“ bekannt. Bei uns alfo ift diefer Tanz 
bereits in den Bereich des Kinderliedes abgeſunken; in Maſuren hat 
er fi) in feiner urſprünglichen Form als Erwachſenentanz erhalten. In 
dem Heiduck-Can finden wir ein altes deutſches Tanzlied des 
16. Jahrhunderts wieder. Der deutsche Johannisreigen mit dem Kehr⸗ 
reim „Nofen an meinem Hütchen“ iſt im mafurifchen Lied mit improvi= 
ſatoriſch veränderter Melodie als „Nola ging geputzt zum Tanz“ zu 
finden. Ein Tanzlied vom „Hafer ſchneiden“ wird im Neich zu der 
aufgepfropften Melodie des „Alle Vögel find ſchon da“ geſungen. 
Hier in Maſuren hat ſich die alte urſprüngliche Canzweiſe erhalten. Ja, 
alle Typen des „deutſchen Canzes“ im 17. Jahr- 
hundert kehren in charakteriſti] en Beifpielen im 
maſuriſchen Lied wieder. Das vielgeſungene Lied auf die 
Einführung der Schulen in Maſuren geht auf die Weile eines oft- 
preußiſchen Sterndreher-Liedes. Und die ſpäteſten Lieder auf die 
kriegeriſchen Ereigniffe des 19. Jahrhunderts benutzen in vielen inter 
eſſanten Varianten die Melodie des „Prinz Eugen“. 


„Genug der Beiſpielel Ihre vollſtändige Aufzählung und wiſſenſchaft⸗ 
liche Erörterung wird in einer beſonderen Abhandlung in den Schriften 
der „Königsberger Gelehrten Geſellſchaft“ erſcheinen. Inzwiſchen er- 
ſcheint in der bekannten Sammlung „Landſchaftliche Volks- 
lieder“ aus allen deutſchen Gauen ein befonderes Heft mit 50 
der ſchönſten maſuriſchen Lieder in der im Singen bereits 
erprobten Verdeutſchung von Lehrer Alfred Jeziorowſki aus 
Barannen bei Luck. Nie war die Seit für die Wiederbelebung echten 
Volksliedgutes günftiger als jetzt! Der Sinn der Volksliedarbeit ift 
heute noch der gleiche wie zu Herders und Goethes Zeiten — wie ihn 
damals Goethe ausſprach in einer Nezenſion von „Des Knaben 
Wunderhorn“, das wir ja auch der Anregung eines Oſtpreußen, 
J. Fr. Nechardts, verdanken: „Würden dann dieſe Lieder, nach und 
nach, in ihrem eigenen Ton- und Klangelement von Ohr ju Ohr, von 
Mund zu Mund getragen, kehrten ſie allmählich, belebt und verherr- 
licht, zum Volke zurück, von dem fie ausgegangen, ſo könnte man Jagen, 
die gedruckte Sammlung habe ihre Beſtimmung er- 
füllt und könne nun wieder, als geſchrieben und ge- 
druckt verloren gehen, weil fie in Leben und Bil- 
dung der Nation übergegangen.“ So hoffen und wünſchen 
wir es auch für unfere Arbeit. 


1] 


Bei der Entrümpelung der Hausböden auf alte 
Schriftſtücke, Urkunden uſw. achten! 


Viele Dinge, die dabei oftmals achtlos beifeite geworfen werden, 
ſind hiſtoriſch oder volleskundlich wertvoll. Beſonders die aus den 
abgetrennten Sebieten im Oſten ſtammenden Vollesgenoſſen 
mögen darauf achten, daß nicht Dinge vernichtet werden, die der ge⸗ 
ſchichtlichen und heimatkundlichen Jorſchung als willkommenes Material 
dienen Können. Beſonders alte Schriften, Bücher und Familienchroniken, 
aber auch Briefe, die irgendwelche infereffante Fragen behandeln, und 
Segenftände, die volkskundlichen Wert beſitzen, find vor der Vernichtung 
zu bewahren und nach Möglichkeit fachkundigen Stellen zur Prüfung 
zugänglich zu machen. 
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Der deutſch-polniſche Touriſtenverkehr. 


. Einen organiſierten deutſch-polniſchen Touriſtenverkehr gibt es erſt 
leit dieſem Jahre. Swar ſind Ichon vor dem Kriege die Beskiden 
und die Hohe Tatra auch für die Oberſchleſier beliebte Couriſten⸗ 
ziele geweſen. Aber dieſe Gebiete gehörten damals noch zur Habsburger 
Monarchie, und nach dem Kriege brachten die politiſchen Verhältniſſe 
den deutſchen Ausflugs- und Reifeverkehr auch in dieſe Gebirgsland- 
Ichaften, die zu den ſchönſten Landſchaften des heutigen Polens gehören, 
ſo gut wie völlig zum Erliegen. Es bedurfte erſt der durch Adolf Hitler 
herbeigeführten politiſchen Entſpannung, der die außenpolitiſchen Ten- 
denzen des Pilſudſkiregimes entgegenkamen, um die Aufnahme eines 
Couriſtenderkehrs zwiſchen Deutſchland und Polen in größerem Umfange 
möglich zu machen. Die Erfolge, die im Laufe der Sommerſaiſon 1934 
auf dieſem Gebiete erzielt worden ſind, haben die Bemühungen der 
politiſch bzw. wirtſchaftlich intereſſierten Stellen durchaus gelohnt. In 
einer Denkschrift von EL. W. Baumann über die deutſch-polniſche 
Touriftik heißt es u. a.: 

Die Geburtsſtadt der deutschen Couriſtik nach Polen iſt Beuthen 
Oberſchleſien. Die Initiative hierzu übernahm der eigens zum 
Swecke der Förderung dieſer gegenjeitigen Couriſtik gegründete „Ober- 
ſchleſiſche Werbedienſt“. Als erſte Fahrt wurde ein Majlen- 
ausflug zum Beſuch Krakaus und des Salfbergwerkes Wielicyka 
organiſiert. Wie ſehr das Intereſſe für eine derartige Fahrt nach 
Polen vorhanden war, bewies die Rekordzahl von 1200 Teilnehmern. 
Weitere Fahrten folgten nach Krakau, Cſchenſtochau, Zakopane, 
Warſchau und in die Veskiden. Von Polen nach Deutſchland 
fuhr dann der erſte Sonderzug mit 740 Teilnehmern vom 2. bis 6. Juni 
1934 aus Krakau nach Berlin. Die Auswahl der Teilnehmer wurde 
ganz beſonders getroffen, um in dieſem erſten Zug nach der Hauptſtadt 
des Dritten Reiches einen Nepräſentationszug der geſamten polniſchen 
Nation zu bieten. Aus allen Teilgebieten Polens waren Teilnehmer 
herangezogen. Im Juli 1934 durchquerte dann der fogenannte pol- 
niſche „Curopazug“ Deutschland und nahm einen eintägigen 
Aufenthalt in der Neichshauptſtadt. Wieder beſuchten 780 Polen in 
der Seit vom 2. bis 6. Auguſt gleichfalls Berlin. Die Fahrt nahm 
Ausgang von Warſchau und überquerte die deutſch-polniſche Grenze 
in Bentſchen. Die deutſch-polniſche Annäherung auf dieſem Gebiete 


bewirkte dann auch, daß die Pilger fahrten aus Deutſch⸗ 
land nach Polen und umgekehrt ein nie dageweſenes Aus- 
maß annahmen. Am 14. Oktober 1934 paſſierten etwa 2000 polniſche 
Staatsangehörige Beuthen OS. zu einem fünftägigen Beſuch von 
Breslau und Trebnitz. 

Neben dieſen Maffenausflügen find? noch einige kleinere 
Heſellſchaftsfahrten von 30 bis 100 Perſonen zu erwähnen, 
die ſich zum größten Teil aus Journaliſten und Studiengefellfchaften 
zuſammenſetzten. Während die Teilnehmer der Fahrten aus 
Polen nach Deutfchland ſich aus allen Gebieten Polens 
zuſammenſetzten, ſtellte eſtoberſchleſien das weitaus größte 
Kontingent von Teilnehmern an den Sonderfahrten nach Polen. Neben 
Oberſchleſien iſt noch Oſtpreußen zu erwähnen, das zum Fußball- 
Länderkampf 4000 Teilnehmer auf einen Tag nach Warſchau entjandte. 

In einer am 9. Mai d. F. abgehaltenen Befprechung zwischen den 
deutſchen und polniſchen lokalen Amtsſtellen wurde für den deutſch⸗ 
polniſchen Couriſtenaustauſch das Prinzip der Gegenfeitig⸗ 
keit auf Grund der Couriſtentage, nicht aber auf Grund 
der Anzahl der einzelnen Fahrten feſtgeſetzt. In der Seit vom 
8. April bis 15. Oktober 1934 ergibt ſich für die deutſche 
Seite ein Touriſtentageguthaben von 12 705 Lagen gegenüber einem 
polniſchen von 18 420 Lagen. Unter Sugrundelegung der verſchieden⸗ 
artigen valutariſchen Verhältniſſe in den beiden Ländern ift bei Nor- 
mung auf Reichsmark ein Verbrauch von 374072 AM in Oeutſch⸗ 
land und 203 890 NM in Polen für die oben bezeichnete Zeit anzu- 
nehmen. (Die Angaben ſtimmen mit denen ungefähr überein, die kürz- 
lich im Krakauer „Sluftr. Kurj. Codz.“ veröffentlicht wurden.) Die 
vorſtehenden Zahlen beweiſen, daß dilanzmäßig die deutſche 
Seite im Vorteil iſt. Die Verſchärfung der Deviſenlage 
in Deutfchland hat es mit ſich gebracht, daß die Deviſemuteilung für 
Reifen ins Ausland mehr und mehr eingeſchränkt werden mußte. Dies 
hatte zur Folge, daß die Fahrten ins Ausland mehr und mehr zeitlich 
beſchränkt wurden. Die heute gültige Freigrenze von 
zehn Mark pro Perſon und Monat läßt überhaupt 
nur noch kurze Tagesausflüge in die nächſtbenach- 
barten Grenzgebiete zu. 


Buchbeſprechungen. 


Gefeſſeltes Volk. Der Kampf der Sudetendeutſchen. Von Nudolf 
Siſcher. Verlag Grenze und Ausland, Berlin und Stuttgart 1934. 
64 Seiten. — Dieſe Schrift behandelt nicht, wie es meiſt der Fall iſt, 
die materiellen Wirkungen, ſondern die pfuchologiſchen Urſachen des 
Kampfes zwiſchen Deutſchtum und Cſchechentum. Es zeigt auf der 
einen Seite die Tschechen als Inſtrument des Verſailler Suſtems, als 
die Unterdrücker, die ſelbſt unter Druck ſtehen, und auf der anderen 
Seite die Sudetendeutſchen, die an ihrer öſterreichiſchen Vergangen- 
heit, an ihrer Überſättigung mit literariſchen Dogmatikern, Partei- 
funktionären und „Lopyaliſten“ kranken, die durch ihr würdeloſes Ver- 
halten als Einzelperſonen oder als Intereffentengruppen glauben dem 
Schickſal entgehen zu können, das das Cſchechentum dem geſamten 
Deutſchtum „ſeines“ Staates zugedacht hat. Die Uneinigkeit der 
Sudetendeutſchen, die verhängnisvolle Ideologie der Jogenannten 
Winderheitenpolitiker, das Seſthalten an veralteten Kampfformen, die 
Flucht aus der Politik haben die Deutſchen, die die wirtſchaftlichen 
Träger des Staates und die Schöpfer all deſſen find, was die Tschechen 
an Kultur beſitzen, zu nahezu wehrloſen Opfern des tſchechiſchen Gegners 
gemacht. Wenn ein tſchechiſcher Politiker ſagen konnte: „100 deutſche 
Sozialdemokraten find mir lieber als 1000 tſchechiſche Gendarmen“, 
dann iſt damit die weſentlichſte Schwäche der ſudetendeutſchen Stellung 
eindeutig gekennzeichnet. Die Stärke der Tjehechen ift die Uneinigkeit 
auf deutſcher Seite. Leider hat Siſcher es unterlaffen, die offenen und 
vor allem die getarnten Förderer dieſer Uneinigkeit, die nicht nur in 
der Tſchechoflowakei ſelber zu Haufe find, zu benennen. Dr. K. 

Dichter werben für das Auslandsdeutſchtum. Die unermüdlich im 
Ausland und in Überſee für Deutschland wirkende Maria Kahle 
bringt bei Stalling, Oldenburg, ein Bändchen: „Deutſches Volk 
in der Fremde“, in dem ſie das Schickſal derer, die hinauszogen, 
auch „gen Oſten“, knapp und ſcharf umreißt, aus dem Geweſenen zu- 
gleich die Aufgabe des Künftigen weiſend. „Im Leben des Auslands- 
deutſchtums haben nicht Maße noch Zahl über volksdeutfches Schickfal 
entschieden.“ Und Not ſpendet Kraft. Das iſt die Loſung, unter der 
ſich das Kommende formen muß. — Im gleichen Verlag lebenfalls in 
den „Schriften an die Nation“, Preis je RM.) gibt Otto Freiherr 
von Caube drei Novellen: „Baltiſcher Adel“, packende 
geſchichtliche Schilderungen, die tiefen Einblick vermitteln in das Weſen 
jener Menſchen auf äußerſtem nordöſtlichen Vorpoſten. Dr. L. 

Ein neues Buch von Auguft Winnig. Wir haben immer wieder 
auf die ausgezeichneten Schriften dieſes Mannes hingewieſen, der den 
Weg von der Sozialdemokratie über Altfozialismus und andere poli- 
tiſche Verſuche zum Dritten Reich und zur Bejahung des National- 
ſozialismus fand, und der als Oberpräfident Oſtpreußens in kritischer 
Zeit dem Deutſchtum des Oſtens wertvollſte Dienſte erwieſen hat. 


Sein Buch: „Wir hüten das Seuer“ (Hamburg, Hanſeatiſche 
Verlagsanſtalt; 5.80 AM.) ſtellt Aufſätze und Neden Winnigs aus 
dem Jahrzehnt 192 — 1033 zuſammen. „Alle Geſchichte iſt Geſchichte 
der Gemeinſchaft. Die Gemeinſchaft iſt vergänglich nach Inhalt und 
Form. Aber ſie iſt unvergänglich an ſich. Sie iſt unvergänglich als 
geſchichtlich wirkende Kraft.“ Von dieſen, im Auguſt 1924 nieder- 
geſchriebenen Sätzen aus prägte Winnig feine wahrhaft nationalen und 
ſozialiſtiſchen Sdeengänge, die in den Worten vom 21. März 1933 
gipfeln: „Preußen eroberte das Reich. Der preußiſche Geiſt wurde 
der Geiſt der Deutſchen. Nie ijt Deutſchland Jo preußiſch gemefen wie 
heute.“ — Es lohnt ſich ſehr, der ſtarken Beſinnlichkeit dieſes 
Kämpfers zu folgen. Dr. L. 

Meiſter Brüggemann. Novelle von Frieda H. Kraze. Verlag 
C. Bertelsmann, Gütersloh, 1934. 128 Seiten. 1,30 NM. — Die 
Geſchichte vom Bildſchneider Brüggemann und Jeiner Elſebeth, von 
der weißen Wiebe und dem Kloſterſchüler Anſelm erzählt die oftmärkifche 
Schriftſtellerin in einem Stil, der der Zeit des beginnenden Luthertums 
und den Menſchen der grauen Stadt am Meere gut angepaßt iſt. 


Familiennachrichten. j 

Geburtstage: Landwirt Auguft Hecke in Konkolewo (Kreis Neutomiſchel) 
am 13. 11. J. (9. war früher Poſtagent und Standesbeamter.) — Berta 
Stache geb. Oeſtreich, Ehefrau des verſtorbenen Gendarmerie⸗Wachtmeiſters Stache 
in Grätz, Konkolewo Hld., am 4. 10. 75 3. 

Silberne Hochzeit: Negierungsinſpektor i. R. Mag Hein und Frau Berta 
geb. Weigelt in Berlin⸗Wilmersdorf, Uhlandſtraße 67, fr. Poſen, am 6. 11. — 
Kaſſendirektor Karl Arndt (früher Hohenſalza), Strelno und Mogilno) und 
Frau Elly geb. Gau, Demmin, Friedrichſtraße 2, am 27. 9. 34. 

Geſtorben: Kirchenkaſſenrendant i. R. Ernſt Lüttkopf in Berlin RW 7, 
Karlſtraße 32, am 27. 8. 1934, 64 J.; L. war Über 25 Jahre Kirchenkaſſenrendant in 
Freyſtadt in Schleſien und vor 1907 viele Jahre in Strelno auf dem Kataſteramt 
tätig. 


Wer leiht 
einem geſchädigten Landsmann 
200-250 RM gegen feſte Siche⸗ 
rung u. Zinſen bis zum 15. 7. 35? 
Suche auf dem gleiche Wege eine 
Wirtſchafterin 
mit etwas Nähkenntniſſen zwecks 
Offerten mit Bild unter 


Ischiäs-, Gichl- und 
Rheumalismuskranken 


teile ih aern kostenfrei 
mit, wie ich vor Fahren von 
meinem Ischias- und Rheuma= 
leiden in ganz kurzer Zeit 
befreit wurde. 

August Bastian, Rentier, 
Stahnsdorf 69. KreisTeltow, 

I Bergstraße 9. 


mit der Seit — drum gehe 
mit der Seiticheift. 
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